
Für einen immer größeren 
Teil der österreichischen 
Beschäftigten reicht das 
Einkommen zum Aus-
kommen längst nicht 
mehr. Die Politik kom-
mentiert das geradezu 
zynisch, das Schlimms-
te sei bis jetzt abgewen-
det worden, jetzt müssen 
wir aber den Gürtel en-
ger schnallen. Mit „wir“ 
sind aber weder Politike-
rInnen noch Banker und 
Konzernchefs gemeint. 
In den Händen der Fir-
men befinden sich genug 
nicht investierte Finanz-
reserven. Trotzdem sin-
ken die Löhne und wer-
den Stellen abgebaut!

Partnerschaftlich aber 
sicher nicht sozial wer-

den die KV-Verhand-
lerInnen aus ÖGB und 
Wirtschaft auch bei den 
diesjährigen Lohnrun-
den dafür sorgen, dass 
das so bleibt. In den letz-
ten Jahren hielten sich 
Lohnerhöhungen und 

Inflation wenn über-
haupt die Waage. Die-
ses Jahr sind die Wachs-
tumsraten der Wirtschaft 
erneut nach unten korri-
giert worden. Es ist kei-
ne Kristallkugel notwen-
dig, um zu sehen, wel-
che Argumentation die 
KV-VerhandlerInnen für 
ein abermaliges schlech-
tes Abschließen bei den 
Verhandlungen nutzen 
werden: Wieder einmal 
ging es der Wirtschaft zu 
schlecht und wieder ein-
mal ist leider kein Spiel-
raum für Lohnerhöhun-
gen dagewesen. Das Mot-
to: Zähne zusammenbei-
ßen und darauf hoffen, 
dass es die Lohnsteu-
erkampagne des ÖGB 

schon richten wird.

Gleichzeitig droht eine Ar-
beitszeit-Verlängerung 
(!) in Form des 12 Stun-
dentages. Der ÖGB ist in 
Worten dagegen, in KV-
Verhandlungen hat er in 

der Vergangenheit be-
reits zugestimmt, könnte 
es auch jetzt wieder tun. 
In Anbetracht der stei-
genden Arbeitslosigkeit 
zeigt das, dass sich die 
Gewerkschaftsführung 
den Bedürfnissen der 
Wirtschaft unterordnet! 
Klassenkampf ist schon 
lange aus dem Vokabu-
lar des ÖGB verschwun-
den und wird auch nicht 
durch das Feigenblatt 
der Lohnsteuerkampag-

ne ersetzt. Echter Wider-
stand kann nur von un-
ten kommen und muss 
Druck auf die Gewerk-
schaftsführung machen. 
Nur wenn wir uns in 
Dienststellen und Betrie-
ben organisieren und die 
Gewerkschaft nicht der 
abgehobenen Führung 
überlassen, können wir 
echte Lohnerhöhungen 
und Arbeitszeitverkür-
zungen erkämpfen.	  
		  Stefan Reifberger

Die SLP fordert: 

FFVon unten organsisierte 
Kampfmaßnahmen statt  
sozialpartnerschaftlicher 
Kompromisse!
FF Einführung eines 
Mindestlohns von 
wenigstens 1700 
Euro brutto! 
FFArbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden 
wöchentlich bei 
vollem Lohn und 
Personalausgleich!
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Machen wir den ÖGB wieder zu 
unserer Gewerkschaft. Dafür ist 
Druck von unten notwendig!

Uni- statt Bankenmilliarde!
In der kapitalistischen Logik ist es schlecht, wenn 
viele junge Menschen studieren wollen. Um die 
Unis zu leeren, wird der Zugang daher ständig 
erschwert. Um Proteste zu verhindern, werden 
Studierendengruppen gegeneinander ausge-
spielt. Doch dass das Geld für einen Ausbau des 
Bildungssystems da wäre, zeigen die Milliarden, 
die u.a. in die Hypo fließen.	 Seite 2

Hongkong: Demokratiebewegung
Am 31. August hat die chinesische Regierung 
neue restriktive Regeln für die kommen-
den Wahlen in Hongkong beschlossen. Sally 
Tang Mei-Ching von Socialist Action (CWI in 
Hongkong) erklärt die Aufgaben der Demo-
kratiebewegung und warum nur eine Mas-
senbewegung in ganz China die Einparteien-
diktatur besiegen kann.                                         Seite 12

Schwerpunkt
Sinkende Wahlbeteiligung, 
totaler Vertrauensverlust 
in „die Politik“ und ei-
ne Suche nach Alternati-
ven: Die bürgerlich-par-
lamentarsiche Demo-
kratie steckt in einer tie-
fen Krise.    Seiten 7-10
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In ganz Europa stehen Re-gierungen massiven Pro-testen gegenüber, spezi-ell seit Beginn der Wirt-schaftskrise. Amtieren-de Regierungen, oft die "traditionellen" Parteien, werden in der Regel bei der nächsten Wahl abge-straft und verlieren ihre Mehrheit. So fuhren auch SPÖ und ÖVP 2013 die je-weils schlechtesten Er-gebnisse ihrer Geschich-te ein. 14 Listen traten 

zur Wahl an, die sechs fi-nanzkräftigsten schaff-ten den Sprung ins Parla-ment – mehr als je zuvor. Nicht nur in Österreich drückt das aus, dass die Herrschenden verzwei-felt nach einem Weg aus der Krise suchen. Es wird schwieriger, stabile Re-gierungen zu bilden. Bei-spiel Belgien: Eineinhalb Jahre dauerte es nach den 

Wahlen von 2010, bis eine Koalition geformt wurde. Zugleich stimmen immer weniger Wahlberechtig-te überhaupt ab – bei der EU-Wahl nicht einmal die Hälfte.
Daran ist nicht die viel-zitierte" Politikverdros-senheit" schuld. In antifa-schistischen und sozialen Bewegungen haben vie-le Jugendliche sehr poli-tisch agiert. Doch kei-ne der etablierten Partei-

en ist fähig oder willens, die Probleme zu lösen. Korruptionsfälle beherr-schen die Schlagzeilen, zugleich wird bei Sozia-lem und Bildung gekürzt. Die „Oppositionspartei-en“ sind keine Alterna-tiven. Wer kürzt, scheint den ArbeiterInnen egal zu sein – mit Recht. In diver-sen Bewegungen haben ArbeiterInnen mit Beset-

zungen, Generalstreiks und Massendemonstrati-onen ihre Opposition zur herrschenden Politik ge-zeigt. Auch in Österreich gilt: Wann immer die Ge-werkschaft ruft, kommen die Beschäftigten in gro-ßer Zahl.

Doch es fehlt an der Orga-nisation, die die Protes-te auf eine politische Ebe-ne hebt. Wo ArbeiterIn-nenparteien fehlen, die 

die Bewegungen auf po-litischer Ebene repräsen-tieren, versuchen rechte und fundamentalistische Gruppen, dieses Vakuum zu füllen. Sie geben sich radikal und unangepasst, um Protestpotential ab-zufangen. Mit Methoden von rassistischer, natio-nalistischer und religiöser Hetze bis hin zum Mord an linken AktivistInnen 

sollen sie die ArbeiterIn-nenbewegung schwächen – finanziert werden sie vom Kapital. Zwar steht der Faschismus in Euro-pa nicht auf der Tagesord-nung, aber der Ruf nach dem „starken Mann“ wird lauter. Wo es Ansätze für neue ArbeiterInnenpar-teien gibt, wie in Deutsch-land oder Griechenland, sind sie das wirkungs-vollste Instrument, um die Rechten in Schach zu hal-ten.

Nötig sind demokratische, sozialistische Parteien der ArbeiterInnen und Ju-gendlichen. Sie können die verschiedenen Bewe-gungen zusammenfassen, vernetzen und auf poli-tischer Ebene vertreten. Als Alternative zu Profit-logik und Rassismus kön-nen sie den Rechten das Wasser abgraben. Die Er-folge von Syriza in Grie-chenland zeigen das Po-tential solcher Projek-te – was den Eliten sicht-lich Angst einjagt. Krise, Massenarbeitslosigkeit, Armut und die Herr-

schaft der Troika ha-ben Millionen Menschen in der Praxis gezeigt, dass der Parlamentaris-mus nicht demokratisch ist. Antikapitalistische Ideen gewinnen an Ein-fluss. Massenbewegun-gen organisieren sich oft in „neuen“ demokrati-schen Strukturen, die sich in der Geschichte der ArbeiterInnenbewegung bewährt haben: demo-kratische Komitees, de-ren gewählte VertreterIn-nen rechenschaftspflich-tig und abwählbar sind. Beispiele sind u.a. spa-nische Nachbarschafts-komitees (Asambleas), in denen die BewohnerIn-nen den lokalen Wider-stand gegen Schließun-gen von z.B. Schulen oder Krankenhäusern planten oder Streikkomitees, die Arbeitskämpfe koordi-nieren. Diese Strukturen zeigen in Ansätzen, wel-che Macht die ArbeiterIn-nenklasse hat, wenn sie sich demokratisch orga-nisiert. 
  Flo Klabacher

Auch in seiner „demokratischen“ Form steht der Kapitalismus für Ausbeutung und Unterdrückung.
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Parlament & Co. 
sind in der Krise

„Ali, boma ye! Ali, töte ihn!“

Löhne rauf – 
Arbeitszeit runter!
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von Sonja Grusch� Ich heiße 
Sonja, war früher in der So-
zialistischen Jugend (SJ) ak-
tiv und bin Sozialistin. Sonja 
Ablinger ist bekannt als Lin-
ke, als Kämpferin, als Vertre-
terin von Frauenanliegen. Der 
Wunsch der SPÖ-Führung, ei-

ne unbequeme Mahnerin loszuwerden war so groß, 
dass sie bereit war, viele Frauen (und auch Männer) 
wütend zu machen. Nein, ich bin nicht Sonja Ablin-
ger – aber was würde ich tun, wenn ich an Sonja Ab-
lingers Stelle wäre?
Wer daran glaubt, dass die SPÖ wieder zurückge-
wonnen werden kann, braucht einen Plan. Sonja 
Ablingers Bekanntheit lässt sich nutzen, um die we-

nigen Linken in der SPÖ zusammenzufassen. Denn 
bis jetzt gibt es zwar Linke in der SPÖ, aber keine 
Parteilinke. Der Aufbau eines linken Flügels wird 
durch eine Gallionsfigur erleichtert. Eine Parteilin-
ke braucht auch ein Programm. Die Quote ist dafür 
zu wenig. Bei sozialen Fragen zeigt sich die neolibe-
rale Realität der SPÖ.
Frauen werden vom Sozialabbau besonders betrof-
fen. Eine sozialistische Frauenkämpferin, die z.B. 
das Thema 12-Stunden-Tag aufgreift, kann ein Kris-
tallisationspunkt für eine echte Kampagne einer 
neuen Parteilinken sein. Anstatt zurückzutreten 
(was nach einem kurzem medialen Leuchtfeuer nur 
der Parteiführung nützt) sind Positionen zu nutzen, 
um einer organisierten Parteilinken zusätzlich Auf-
merksamkeit zu verschaffen. Eine solche Parteilin-
ke muss auch für Positionen in der Partei kämpfen. 
Eine Parteilinke muss aber auch ihre Ziele und ih-
re Kampagnen bilanzieren. Und wenn sie sieht, dass 
ihre inhaltlichen Ziele im Rahmen der SPÖ Fremd-
körper sind, dass die Partei sich trotz zahlreicher 
Versuche nicht nach links, sondern weiter nach 
rechts entwickelt – dann muss sie irgendwann die 
Konsequenz ziehen. Und so, wie es auch linke SP-
DlerInnen in Deutschland gemacht haben, sich am 
Aufbau einer neuen linken Partei beteiligen. Das 
würde ich tun, wenn ich Sonja Ablinger wäre. 

Seit ein paar Jahren haben 
die Medien die „Schuldi-
gen an der Bildungskrise“ 
entdeckt: die Deutschen. 
Doch deutsche Studie-
rende (und die aus ande-
ren EU-Staaten) sind nicht 
schuld an der Misere (da-
zu sind sie auch zuwenige). 
Sie kommen nach Öster-
reich, weil die finanziellen 
und sonstigen Rahmenbe-
dingungen für Studierende 
aus wenig begüterten Fa-
milien dort noch schlim-
mer sind. Richtig ist das 
Argument, dass Österreich 

alleine nicht die ganze eu-
ropäische Bildungsmise-
re stemmen kann. Falsch 
ist die „Lösung“, dass Ös-
terreich nachzieht und sei-
ne Studienbedingungen 
genauso verschärft. Eine 
solche Spirale nach unten 
schadet auch all jenen ös-
terreichischen Studieren-
den, die nicht aus reichen 
Familien kommen! Nötig 
ist der gemeinsame Kampf 
für mehr Geld für Bildung 
und für sozialere Studien-
bedingungen in ganz Eu-
ropa.

Ist die "Deutschenschwemme" 
schuld an der Bildungsmisere?

Wir fordern: Zehn Milliarden 
für Bildung und Soziales

Wenn ich 
Sonja Ablinger wäre...
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Österreich investiert rund 
17 Milliarden Euro/Jahr 
ins Bildungssystem – al-
lein 2013 sollen knapp 90 
Millionen eingespart wer-
den. Für die Hypo-Ret-
tung waren 19 Milliarden 
verfügbar. Wir fordern zu-
sätzliche zehn Milliarden 
für Bildung und Soziales, 
denn beides ist untrenn-
bar verbunden: Nur in ei-
ner Gesellschaft, in der der 
Lebensunterhalt aller ge-
sichert ist, können auch 
junge Leute ohne reiche 
Eltern sorgenfrei studie-

ren. Natürlich profitieren 
auch Reiche vom kosten-
losen Uni-Zugang. Doch 
sie können durch hohe 
Einkommens- und Ver-
mögensbesteuerung zur 
Kasse gebeten werden. Ein 
Studium darf kein Pri-
vileg für Kinder wohl-
habender Familien sein, 
sondern muss ein selbst-
verständliches Recht aller 
sein. Gesamtschule und 
freier Unizugang sind In-
strumente, um mehr Kin-
der aus Arbeiterfamilien 
an die Unis zu bringen.

Die Uni geht los und Tau-
sende zittern, ob sie durch 
die Zugangshürden kom-
men oder die verlang-
te Zahl von ECTS-Punk-

ten erreichen werden, um 
Beihilfen nicht zu ver-
lieren. Dass immer mehr 
junge Menschen studie-
ren wollen und können, 
ist etwas Gutes - sollte 
man meinen. Und obwohl 
ein Studium immer noch 
oft ein Privileg für Kinder 
aus bürgerlichen Famili-
en ist, kreisen die Berichte 
um eine "drohende Über-
füllung der Unis". Zent-
ral wird die Frage gestellt: 

Wie können wir die Zahl 
der Studierenden verrin-
gern? Die Universität steht 
eben keineswegs außer-
halb der kapitalistischen 

Logik. Für Staat und Wirt-
schaft besteht ihre Funk-
tion darin, Nachwuchs-
kräfte für Führungspos-
ten in der kapitalistischen 
Wirtschaft zu formen. 
Dafür sollen wirtschaft-
lich uninteressante Fächer 
(Stichwort Internationa-
le Entwicklung) zurück-
gedrängt, die Studiendau-
er verkürzt und die Zahl 
der Studierenden soweit 
reduziert, wie die Wirt-

schaft den nötigen Nach-
schub decken kann. Um 
die politisch gewollten 
Verschärfungen des Stu-
dienbetriebes zu rechtfer-
tigen, werden verschie-
dene Studierendengrup-
pen gegeneinander aus-
gespielt. Da ist dann von 
einer "Überflutung" durch 
deutsche Studierende die 
Rede, die den anderen die 
Studienplätze wegneh-
men, und davon, dass die 
wachsenden Unis nicht 
mehr finanzierbar sei-
en. Doch wie die in die 
Hypo-Rettung gepump-
ten Milliarden beweisen, 
ist das Geld sehr wohl da, 
und umfassende Bildung 
für alle wäre mühelos be-
zahlbar, wenn politischer 
Druck von unten sie er-
zwingt. Diesen Druck gilt 
es aufzubauen!		
		  Fabian Lehr

Uni- statt Bankenmilliarde!

In der kapitalistischen Logik ist 
es schlecht, wenn viele junge 
Menschen studieren wollen.
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Fröhliches Sesselrücken 
auf der Regierungsbank. 
Es gab Rücktritte, zuletzt 
von Michael Spindeleg-
ger. Der fürchtete ein Ein-

knicken seiner Partei bei 
der Steuerpolitik. Soll hei-
ßen: Er wollte eigentlich 
viel drastischere Angrif-
fe auf ArbeitnehmerInnen 
als bisher durchgebracht. 
Der Karren der Regierung 
steckt fest. „Alte Sozial-
partnerschaft“ geht we-
gen der Wirtschaftskrise 
nicht mehr. Über die neu-
en Angriffe auf junge Men-

schen, Lohnabhängige und 
Arbeitslose halten sie sich 
noch bedeckt. Aber sie 
kommen – „braucht“ die 
Wirtschaft doch Geld an-

gesichts der angespannten 
wirtschaftlichen Situation.

Fragt man Menschen da-
nach, ob sie sich noch an 
die Versprechen aus dem 
Wahlkampf erinnern kön-
nen, kriegt man meist ein 
Achselzucken oder ein am 
Kopf kratzen. „Verspre-
chen? Gab's sowas über-
haupt?“ sagen manche. 
Und viele andere: „Von den 

PolitikerInnen erwarte ich 
mir eh nichts!“

Im Wahlkampf plakatierte 
die SPÖ überall „Arbeit“, 
„Pensionen“, „Wohnen“. 
„Das sind die Sachen, die 
sie uns später wegneh-
men oder kürzen wollen,“ 
dachten sich damals nicht 
Wenige. Und richtig. Die 
Koalition mit der ÖVP, de-
ren Hauptwahlkampfver-
sprechen die „Entfesse-
lung der Wirtschaft“ war, 
kam der SPÖ dann auch 
gerade Recht als Entschul-
digung fürs Brechen der 
Versprechen.

Ihn ihrem Wahlpro-
gramm schrieb die SPÖ: 
„Oberstes Ziel ist es, Ar-
beitsplätze zu schaffen und 
zu erhalten, um eine mög-
lichst hohe Beschäftigung 
zu erreichen.“ Jeden Monat 
steigt die Arbeitslosigkeit 

auf ein neues Rekordhoch. 
Besonders junge Menschen 
sind betroffen. Und wäh-
rend es immer schwieriger 
wird, einen Job zu krie-
gen und diesen auch zu be-
halten, steigen die Mieten 
weiter an.

Diese Regierung hat uns 
nichts Gutes gebracht. Wir 
haben auch in Zukunft 
nichts von ihr oder einer 
anderen Kombination von 
etablierten Parteien zu er-
warten. Für bessere Le-
bensbedingungen müssen 
wir selber kämpfen. Da-
für müssen wir uns orga-
nisieren. Deshalb tritt die 
SLP für eine neue kämp-
ferische Partei mit sozia-
listischem Programm für 
ArbeitnehmerInnen, Ju-
gendliche und Erwerbslo-
se ein. 

	 Christian Bunke

Die Grauen Wölfe gelten 
als Kern des türkischen 
Rechtsextrem ismus. 
Ihr Erkennungszeichen 
sind drei Halbmonde, 
die Viele auch als Ket-
te tragen. Sie sind ver-
bunden mit der „Partei 
der Nationalistischen 
Bewegung“ (MHP), die 
größte rechte Opposi-
tion gegen die AKP. Sie 
sind aber deutlich radi-
kaler und gewaltberei-
ter. Mit Morden an Kur-
dInnen, AlevitInnen 
und Linken verbrei-
teten sie besonders in 
den 90er Jahren, aber 
bis heute Terror auch in 
Österreich.  

Besonders in Deutsch-
land und Österreich 
sind die Wölfe in so-
genannten „Idealis-
tenvereinen“ präsent, 
die jedoch oft nicht als 
rechtsextrem erkannt 
werden. Im Gegenteil: 
offiziell als Sport- und 
Kulturvereine geführt, 
werden sie sogar staat-
lich mitfinanziert. Täg-
licher Rassismus und 
Pe r sp e k t ivlo si g ke it 
führen bei vielen, ge-
rade jüngeren Migran-
tInnen zu einer gefähr-
lichen Radikalisierung: 
Auf einer Demo in Wien 
2011 wurde ein Kebap-
Geschäft der Türkis 
Kette angegriffen, weil 
die Besitzer Kurden 
sind. 2013 fanden So-
lidaritätsdemos zu den 
Taksimplatz-Protesten 
unter anderen in Salz-
burg statt. Auch dort 
fand man Graue Wöl-
fe, die die kurdischen 
und/oder linken Teil-
nehmerInnen provo-
zieren wollten. Im März 
desselben Jahres wurde 
in Hannover ein kur-
discher Infostand an-
gegriffen. Diesen März 
tauchte ein Rapsong 
aus Ried auf Youtube 
auf, in dem junge Graue 
Wölfe mit Pistolen po-
sieren. Im April gab es 
eine Großveranstaltung 
im Gasometer in Wien, 
organisiert von der 
MHP-nahen Avustu-
rya Türk Federasyon 
(ATF). Außenstehenden 
wurde der Zugang ver-
weigert.                   

Der rechte Rand

Arbeitslosigkeit: Auch wenn 
die Regierung es noch so 
schönfärbt. 350.000 ge-
meldete Arbeitslose (in 
Wirklichkeit sind es noch 
viel mehr!) in Österreich 
sind ein Armutszeugnis 
für die gescheiterte Ar-
beitsmarktpolitik der Re-
gierung. Vor allem Ju-
gendliche sind betroffen. 
Die Jugendarbeitslosig-
keit ist im Vergleich zum 
Vorjahr um 12% gestiegen. 
Die „Lösung“ der Regie-
rung sind neue Schikanen 
für Arbeitslose.

Wohnungsnot: Im Wahl-
kampf versprach man die 
Senkung der Wohnkosten 
durch die Ankurbelung 
des geförderten Wohnbaus. 
Das ist Einsparungen zum 
Opfer gefallen. War an-
fangs noch von 276 Milli-
onen Euro Wohnbauför-
derung für 14.000 neue 
Wohnungen die Rede, ka-
men am Ende nur 180 Mil-
lionen dabei raus. Dabei 
braucht allein die Haupt-
stadt Wien in den nächsten 
Jahren Zehntausende neue 
Wohnungen... 

Mindestlohn: 1.500 Eu-
ro Mindestlohn versprach 
die SPÖ. Man wolle die Ge-
werkschaften bei der Er-
kämpfung desselben un-
terstützen. Doch zu sehen 
ist davon nichts. Stattdes-
sen kommen neue Angrif-
fe, die von SPÖ Mitgliedern 
in den Gewerkschaftsspit-
zen mitgetragen werden. 
Ganz vorne mit dabei „ der 
12–Stunden Tag“. Die SPÖ 
missbraucht den ÖGB um 
ihre Angriffe gegen die Be-
schäftigten leichter durch-
zubringen. 

Unsichere Jobs: Vor der 
Wahl lamentierten Politi-
kerInnen über die Zunah-
me unsicherer Jobs. Ge-
fordert wurde ein En-
de von „All In“-Verträgen 
und unbezahlten Praktika. 
Passiert ist nichts. Von ei-
nem Recht auf unbefristete 
Jobs war im SPÖ Wahlpro-
gramm gar nichts zu lesen. 
Kein Wunder. Schließlich 
ist ein immer größerer An-
teil der Jobs im Öffentli-
chen Dienst inzwischen 
befristet was v.a. Junge 
trifft.

Wahlversprechen gebrochen

Ein Jahr ist die neue, alte 
SPÖ/ÖVP Regierung jetzt 
schon im Amt. Eine Bilanz 
gebrochener Versprechen.

Schöner lügen mit SPÖ/ÖVP!
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„Arbeit“ plakatierte die 
SPÖ noch im National-
ratswahlkampf, um dann 
im Regierungspakt einen 
Vorstoß in Richtung Ver-
längerung der erlaubten 
Maximalarbeitszeit auf 12 
Stunden zu machen. Es 
war bereits ein Erfolg des 
Bündnisses gegen den 12h-
Tag, das die SLP initiiert 
hat, dass es auf gesetzli-
cher Ebene (noch) nicht 
beschlossen wurde. Die 
Gewerkschaftsführung 
hatte aber „Kompromiss-
bereitschaft“ erkennen 

lassen, also ihren nächs-
ten Umfaller bereits vor-
bereitet. Denn tatsächlich 
ist der 12h-Tag durch Kol-
lektivvertragsregelungen 
für Viele längst normal. 
Es sind „Ausnahmen“, de-
nen die Gewerkschaft zu-
gestimmt hat und die für 
sehr viele Beschäftig-
te rasch zur Regel gewor-
den sind. Gesundheits-
schädlich und gefährlich 

bleibt die lange Arbeitszeit 
trotzdem: „In Urlaubszei-
ten bzw. bei Krankenstän-
den war es bei uns üblich, 
anstatt wie sonst 5 mal 8 
Stunden zu arbeiten, son-
dern 4 mal 12. Der frei ge-
wordene Freitag war zwar 
theoretisch recht ange-
nehm, praktisch wurde er 
dann aber waagrecht ver-
bracht.“ berichtet der In-
dustriearbeiter Thomas 
Hauer. Längere offizielle 
Arbeitstage bedeuten au-
ßerdem einen Wegfall von 
Überstundenzuschlägen, 

also eine Lohnkürzung, 
und sie vernichten Ar-
beitsplätze.

Da die Umsetzung auf 
der gesetzlichen Ebene 
stockt, bringen die Unter-
nehmen für die jetzt be-
ginnenden KV-Verhand-
lungen den 12h-Tag wie-
der auf die Tagesordnung. 
Doch jeder Kompromiss, 
der zur offiziellen Einfüh-
rung des 12h-Tags führen 

würde, wäre keiner: Die 
Unternehmen weiten je-
de Bresche, die sie schla-
gen, schnell aus und füh-
ren Verschlechterungen 
für alle Beschäftigten ein, 
auch in anderen Berei-
chen. Keine „6. Urlaubs-
woche“ oder Einmalzah-
lung könnte den Verlust an 
Geld und Freizeit ausglei-
chen. Wir arbeiten jetzt 
schon viel zu lang!

Die Kampagne gegen den 
12-Stunden Tag steht erst 
am Anfang. Es geht dar-
um, in den Kollektivver-
tragsverhandlungen offen-
sive Forderungen nach Ar-
beitszeitverkürzung und 
echten Lohnerhöhungen zu 
stellen und eine Kampagne 
von und mit Basismitglie-
dern zu organisieren um 
das auch zu erkämpfen.	
		  Tilman M. Ruster

Aus Betrieb & Gewerkschaft
1934: Der heroische 
Streik der asturischen 
ArbeiterInnen. Sie zeig-
ten, dass Widerstand 
gegen Faschismus not-
wendig und möglich 
ist. Anlass war ein Re-
gierungsbündnis der 
rechten Radikalen Par-
tei und der rechtsext-
remen CEDA. Die Ar-
beiterInnen wollten ei-
nem Schicksal wie in 
Deutschland und Ös-
terreich entgehen und 
entschlossen sich zu 
kämpfen. Die Gewerk-
schaften riefen zum Ge-
neralstreik am 4. Ok-
tober auf. Während der 
Protest in anderen Tei-
len Spaniens schnell 
einen Niedergang er-
fuhr, wurde in Asturi-
en weitergekämpft. Es 
entstand die Asturische 
Kommune. Sozialisti-
sche Bergleute stürmten 

Polizeikasernen und 
schafften es bis zum 
6. Oktober, die Pro-
vinzhauptstadt Ovie-
do einzunehmen. Fab-
riken und Felder wur-
den enteignet und ge-
meinschaftlich durch 
die Wahl von Komi-
tees verwaltet. Gelei-
tet wurde der Aufstand 
vor allem durch Ge-
werkschaften und An-
archistInnen. Zum ers-
ten Mal gab es Ansät-
ze einer Einheitsfront, 
in welcher ArbeiterIn-
nen parteiübergreifend 
kämpften. Jedoch wei-
tete sich der Aufstand 
nicht auf ganz Spanien 
aus. Zudem verweiger-
ten die Gewerkschaf-
ten in Oviedo Anar-
chistInnen aus Gijon 
und Aviles die nötige 
Unterstützung. Letzt-
endlich verloren die 
ArbeiterInnen. Die bru-
tale Reaktion der Regie-
rung (5.000 Ermordete 
und 30.000 Verhafte-
te) macht deutlich, wie 
der Aufstand die Herr-
schenden in Bedrängnis 
brachte. Die Asturische 
Kommune zeigt aber 
auch, dass gemeinsa-
mer Widerstand gegen 
Faschismus notwendig 
und möglich ist.                             	
	                     Lukas Kastner

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

ÖGB-Steuermodell: Von der Forderung zur Umsetzung

Bei der ÖGB-Konferenz zur 
Steuerreform war der Saal 
im Austria Center zu klein. 
Aus ganz Österreich waren 
BetriebsrätInnen und Ge-
werkschafterInnen gekom-
men, um die ÖGB-Veran-
staltung zur Steuerreform 
zu unterstützen. Großartig. 
Das zeigt, dass die Kolle-
gInnen alles andere als pas-
siv sind! Das Modell ist zu 
wenig, aber ein Schritt in 
die richtige Richtung.

Doch was kommt nun? 
Die ÖGB-Spitze schiebt den 
Ball an die Regierung wei-

ter. Doch dass diese das 
ÖGB-Modell nicht umset-
zen wird, ist klar. FSG und 
linke GewerkschafterInnen 
müssen eine Steuerreform 
selbst erkämpfen, die SPÖ 
wird es nicht tun.

Die rund 5.000 Teilneh-
merInnen, fast 700.000 
Menschen, die bisher un-
terschrieben haben und die 
über 1 Million ÖGB-Mit-
glieder sind eine Macht, die 
in der Lage wäre, diese und 
noch weiter gehende For-
derungen der ArbeiterIn-
nenbewegung zu erkämp-

fen. Doch es gab keinen 
Arbeitsauftrag. Keine Dis-
kussionsmöglichkeit, kei-
ne Vorschläge, was Kolle-
gInnen tun können, um die 
Kampagne zu unterstützen. 
Keine Konzepte für nächs-
ten Mobilisierungsschritte. 
ÖGB-Präsident Foglar hat 
sogar extra darauf hinge-
wiesen, dass der ÖGB kei-
nen Klassenkampf betreibt. 
Warum? Es ist höchste Zeit, 
endlich Steuerreform UND 
ordentliche Lohnerhöhun-
gen zu erkämpfen!		
		  Sonja Grusch

„Nach 10 Stunden Arbeit ist die 
Konzentration extrem einge-
schränkt, nach 12 Stunden läuft 
man nur mehr auf Autopilot.“

Unternehmen 
versuchen es erneut
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Am 1. Samstag im Septem-
ber fanden sich Aktivis-
tInnen der SLP Salzburg 
vor dem Landeskranken-
haus ein. Der Grund: Es 

war nicht nur die monat-
lich stattfindende pro-
vokante Versammlung 
der fundamentalisti-
schen Abtreibungsgeg-
nerInnen vor dem Kran-
kenhaus. Hinzu kam der 
jüngste Fall aus Irland, bei 
dem es einer nach Irland 
geflüchteten Frau nicht 
gestattet worden ist, ei-
nen Schwangerschafts-
abbruch nach einer Ver-
gewaltigung durchführen 
zu lassen! Wir bekamen 

für unsre Kundgebung 
sehr positive Reaktionen 
sowohl von PassantInnen 
als auch von Seiten des 
Klinikpersonals. 

Auch in Wien beteiligten 
sich SLP-lerInnen an ei-
ner Protestkundgebung 
vor dem irischen Konsu-
lat. Die Rednerin der SLP 
verwies auf die Situation 
in Österreich, wo Abtrei-
bung nur in wenigen Spi-
tälern und teuer durchge-
führt werden. Dass Frau-
en zu Gebärmaschinen 
degradiert werden, fin-
det sich auch im katholi-
schen, rechts-konserva-
tiven Österreich wieder: 

"Die irische Rechtsord-
nung bezüglich Abtrei-
bung sollte allen EU-Mit-
gliedsstaaten Vorbild 
sein." (Ewald Stadler; Ex-

BZÖ, jetzt Rekos). 

Wir fordern: kostenloser 
und anonymer Schwan-
gerschaftsabbruch in al-
len öffentlichen Spitälern! 
Zugang für alle Betroffe-
nen, auch solche mit unsi-
cherem Aufenthaltsstatus 
und illegalisierte Frauen. 
Rel igionsgemeinschaf-
ten raus aus Kindergärten, 
Schulen und staatlichen 
Einrichtungen.

	 Sarah Krenn

Frauenrechte verteidigen!

In Irland wie auch in Österreich: Das Recht auf 
Abtreibung gegen religiöse Fundis verteidigen!

Am 27.9. organisierte die 
SLP eine bunte Kundge-
bung gegen das „Blaue 
Fest“ der FPÖ Wien-Bri-
gittenau. Im Zuge unse-
rer Kampagne „Kein Platz 
für Rassismus“ informier-
ten wir die BewohnerIn-
nen des 20. Bezirks ein 
Monat lang über die Ver-
anstaltung und die FPÖ. 
Bei zahlreichen Kundge-
bungen und Aktionen am 
Wallensteinplatz selbst, 
am Handelskai, vor loka-
len Schulen und an vie-
len weiteren Orten wur-
de nicht nur gegen das 
Fest der Rechten mobili-
siert, sondern auch über 
sozialistische Alternati-
ven informiert. Wir ha-
ben aufgezeigt, dass die 
FPÖ keine Lösungen für 
die Alltagsprobleme der 
Menschen hat. Dass sie ei-
ne Partei der Reichen und 
des Sozialabbaus ist und 
Teil des korrupten poli-
tischen Establishments. 
Strache selbst ist mehr als 
wohlhabend, wohnt luxu-
riös und meint, dass ver-
mögensbezogene Steuern 
„absolut ungerecht und 
asozial“ sein. Wir als So-
zialistInnen fordern hin-
gegen die Enteignung von 
SpekulantInnen und Su-
perreichen zugunsten der 
Menschen, die keine Mil-
lionen am Konto haben. 
Doch nicht nur die wirt-
schaftliche Orientierung 
der FPÖ wurde verurteilt, 
sondern ganz besonders 
der alltägliche Rassismus, 
den diese Partei schürt.

Die Kampagne zeigte klar, 
dass nicht nur die SLP der 
Meinung ist, dass Rassis-
mus im 20. Wiener Ge-
meindebezirk nichts ver-
loren hat, sondern auch 
der Großteil der lokalen 
Bevölkerung. Sätze wie 
„Super, dass ihr da seid!“ 
häuften sich mit dem An-
rücken des blauen Fests 
immer mehr. Die positive 
Stimmung gegenüber un-
serer Arbeit spiegelte sich 
am Tag des FPÖ-Fests klar 
wider. Zahlreiche Brigit-
tenauerInnen besuchten 
unsere Kundgebung auf 
der SLP-Seite der Stra-
ße, welche die zwei Ver-
anstaltungen von einan-
der trennte. Es ergab sich 
eine bunte Mischung aus 
jungen AktivistInnen und 
lokaler Bevölkerung, die 
ein klares Zeichen gegen 
die hetzerische Politik der 
FPÖ setzte. Auf der an-
deren Straßenseite waren 
hauptsächlich wenige äl-
tere Männer mit Wohl-
standsbäuchlein zu se-
hen, zwei jüngere FPÖ-
Anhänger fielen durch 
Hitlergrüße und einen 
Übergriff auf eine SLP-
Rednerin auf. Als Kam-
pagne war „Kein Platz für 
Rassismus“ ein Riesener-
folg. Wir werden es nicht 
dabei belassen, sondern 
auch in Zukunft gegen 
Rassismus auftreten und 
mit sozialistischen Alter-
nativen in der Brigittenau 
präsent sein!		
		  Stefan Gredler

Wien - Brigittenau:
Kein Platz für Rassismus!

Gegen den 12-Stunden-Tag 
auf der Straße
Seit April sammelt die SLP 
österreichweit Unter-
schriften gegen den 12 
Stunden- Arbeitstag. Als 
Teil des Aktionsbündnisses 

„Nein zum 12 Stunden- Tag“ 
halten wir Kundgebungen 
ab, bei denen PassantIn-
nen sich über die geplan-
te Arbeitszeitverlängerung 
auf 12 Stunden pro Tag, die 
folgenden Reallohnverlus-
te und Möglichkeiten, die-
se zu verhindern, infor-
mieren können. Die Reso-
nanzen sind dabei großteils 
positiv. Viele Leute wollen 

mehr machen, als nur ihre 
Unterschrift abgeben, und 
so bekommen auch unsere 
wöchentlichen Ortsgrup-
pentreffen regen Zuwachs.

Eine ältere Frau in Linz 
meinte: „Nicht aufhören 
zu kämpfen! Mein Mann 
ging seinerzeit für den 8 
Stunden-Tag auf die Straße, 
und das wollen sie uns jetzt 
wegnehmen? Sicher nicht!“. 
Wir halten uns natürlich 
daran und bleiben weiter-
hin aktiv!		
		  Dominik Unter

Termin des Monats

Konferenz mit Diskussionen über den Sozialbereich, Al-
ternativen zur Kürzungspolitik, den Öffentlichen Be-
reich. Im Zentrum steht die Frage "WIE kann der Kampf 
gegen die immer härteren Angriffe von Unternehmen 
und Regierungen gewonnen werden?”. Mit AktivistIn-
nen, GewerkschafterInnen, BetriebsrätInnen und AK-
RätInnen aus ganz Österreich sowie Britannien und der 
Türkei.
Samstag, 11.10.2014, 1030- 1700 Uhr
Arbeiterkammer Wien – Bildungszentrum 
(1040 Wien, Theresianumgasse 16)
Organisation: Aktionsbündnis gegen den 12-Stunden-Tag

Bundesweite Aktionskonferenz
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1967, mitten im Vietnam-
Krieg, erhält der Boxwelt-
meister seinen Einberu-
fungsbefehl. Anders als 
andere „Rebellen“ wie et-
wa Elvis vor ihm, wider-

setzt sich aber Ali. Er will 
nicht die „weißen Skla-
venherren“ gegen das vi-
etnamesische Volk unter-
stützen. Er bekennt sich 
zur „Nation of Islam“. Ei-
ne dubiose religiöse, aber 
radikale Organisation von 
Afroamerikanern, der 
auch Malcolm X angehör-
te. Ein erfolgreicher und 
selbstbewusster Schwar-
zer, der sich weigert, in 
den Krieg zu ziehen – das 
ist zu viel für das Estab-

lishment! Ali werden alle 
Titel aberkannt, seine Li-
zenz genommen und der 
Pass eingezogen.

Aber er ist nicht am En-
de. 1970 boxt er sich an 

die Spitze zurück. Ver-
liert zweimal zur Freu-
de des weißen Amerikas. 
Ende Oktober 1974 ist es 
dann soweit, und Ali boxt 
in Kinshasa (damals Zai-
re, heute Demokratischen 
Republik Kongo) ge-
gen George Foreman um 
den Titel. Ali inszeniert 
den Kampf als Teil des 
Kampfes der Rechte der 
AfroamerikanerInnen in 
den USA. Foreman, eben-
falls Afroamerikaner, 

lässt sich als Vertreter der 
offiziellen, weißen USA 
präsentieren. Ali mobi-
lisiert die Bevölkerung. 
Er trainiert in Afrika, 
joggt mit den Straßen-

kindern unter den Rufen 
der Menschen: „Ali, bo-
ma ye – Ali, töte ihn!“ Es 
zeigt sich auch die dünne 
politische Grundlage. Za-
ire ist eine Militär-Dikta-
tur. Präsident Joseph-Dé-
siré Mobutu hatte die Un-
abhängigkeitsbewegung 
verraten und sich mit Un-
terstützung der USA an 
die Spitze geputscht. Geg-
ner lässt er öffentlich hin-
richten. In der bereits zu-
sammenbrechenden Re-

volution kämpft auch Che 
Guevara 1965 vergebens. 
Und natürlich benutzt 
auch Mobutu den Kampf. 
So wird das ursprüng-
liche politische Element 
immer mehr zu Guns-
ten des Kommerziellen 
und der Propaganda ver-
drängt.

Alle erwarten einen von 
Beginn an dominanten 
Ali. Der aber legt sich in 
die Seile und lässt sich 
vom „Schläger“ Foreman 
verdreschen. Als sich Fo-
reman ausgepowert hat, 
schlägt Ali in Runde 8 ei-
ne Kombination und Fo-
reman liegt am Boden – 
ausgezählt. Ali ist wieder 
Weltmeister. Einer der 
politischsten, aber letzt-
lich auch inszeniertesten 
Boxkämpfe ist zu Ende.	

	 Ali Kropf
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Im populären Unterhal-
tungsprogramm werden 
die Grenze zur plum-
pen Comedy schnell 
überschritten. Oft müs-
sen abgedroschene Rol-
lenklischees für seich-
te Gags herhalten, meist 
auf Kosten von Frauen, 
Homosexuellen, usw. 
Mario Barths Program-
me seien hier als Para-
debeispiel genannt.

Das österreichische 
Kabarett hat eine lange, 
auch politische, Tradi-
tion. Besonders hervor-
getan haben sich jüngst 
die Gebrüder Moped, die 
sich per Facebook täg-
lich satirisch zur öster-
reichischen Politik äu-
ßern. Kabarettisten wie 
Scheuba und Maurer 
finden zwar den Weg 
in den ORF, doch be-
müht dieser sich, jegli-

che Systemkritik in un-
passendste Sendezeiten 
zu drängen. So wurde 
vor der Wiener Gemein-
deratswahl 2005 die ge-
plante Ausstrahlung von 
„Dorfers Donnerstalk“, 
in der die aktuelle po-
litische Lage aufs Korn 
genommen wurde, auf 
einen Sendetermin nach 
der Wahl verlegt, wohl 
auf Drängen der ÖVP.

Mit bestem Beispiel 
für linkes Kabarett geht 
Marc-Uwe Kling, Klein-
künstler und Autor, vor-
an. Mit seinen Program-
men, in denen er vom 
Zusammenleben mit ei-
nem kommunistischen 
Känguru erzählt, regt er 
das Publikum nicht nur 
zum Lachen, sondern 
auch zum Nachdenken 
an. Auch Volker Pispers 
übt mit hintergründigen 
Programmen, in denen 
er am Kapitalismus und 
den herrschenden Um-
ständen kein gutes Haar 
lässt, links-gerichtete 
Kritik. Dem (österrei-
chischen) Kabarett fehlt 
der Sprung vom Verar-
schen der herrschen-
den Politik zur Kritik 
am Grundkonzept des 
Kapitalismus und zum 
Aufzeigen tatsächlicher 
Alternativen!          	
                          Dominik Unter

Rote 
Seitenblicke 

„Architektur hat mit Weltanschauung zu tun.“*
Wohnen ist eine Grundla-
ge der Zivilisation. So, wie 
die Gesellschaft organi-
siert ist, so wird sie „ge-
baut“.

Architektur passte sich 
geschichtlichen Verände-
rungen an. Wo früher die 
Wiener Vorstädte dörflich 
bebaut waren, entstanden 
während der Industria-
lisierung Mietskasernen. 
Aber nicht nur die Herr-
schenden „entwarfen“. 
Auch die ArbeiterInnen-
bewegung erkämpfte sich 
Verbesserungen. Die Ge-
meindebauten des Roten 

Wien hatten Mindeststan-
dards, gemeinschaftliches 
Wohnen und Leben sowie 
kommunale Versorgung 
zum Ziel. Doch letztlich 
konnten sich diese Ideen 
aufgrund von Schwäche 
und Niederlage von Sozi-
aldemokratie und Arbei-
terInnenbewegung nicht 
durchsetzen.

Aktuell spielt die Arbei-
terInnenbewegung in der 
Mitgestaltung des Woh-
nens keine Rolle. Es do-
minieren graue Mietshäu-
ser für die Masse, Einfa-
milienhäuser für jene mit 

mehr Geld und im Zent-
rum steht die Isolierung 
von anderen, der Rückzug 
ins Private.

Um sozial/ökologisch 
nachhaltige Konzep-
te umzusetzen, braucht 
es eine grundlegende Ge-
sellschaftsveränderung. 
Der russische Revolutio-
när Trotzki stellte sich un-
ter einer sozialistischen 
Gesellschaft einen von den 
Massen getragenen demo-
kratischen Prozess vor, der 
die Lebensräume gestaltet.

	 Jan Millonig
	 * Zitat: Schütte-Lihotzky

40 Jahre „Rumble in the Jungle“: 
George Foreman gegen Muhammad Ali.

„Ali, boma ye! Ali, töte ihn!“



In ganz Europa stehen Re-
gierungen massiven Pro-
testen gegenüber, spezi-
ell seit Beginn der Wirt-
schaftskrise. Amtieren-
de Regierungen, oft die 
"traditionellen" Parteien, 
werden in der Regel bei 
der nächsten Wahl abge-
straft und verlieren ihre 
Mehrheit. So fuhren auch 
SPÖ und ÖVP 2013 die je-
weils schlechtesten Er-
gebnisse ihrer Geschich-
te ein. 14 Listen traten 

zur Wahl an, die sechs fi-
nanzkräftigsten schaff-
ten den Sprung ins Parla-
ment – mehr als je zuvor. 
Nicht nur in Österreich 
drückt das aus, dass die 
Herrschenden verzwei-
felt nach einem Weg aus 
der Krise suchen. Es wird 
schwieriger, stabile Re-
gierungen zu bilden. Bei-
spiel Belgien: Eineinhalb 
Jahre dauerte es nach den 

Wahlen von 2010, bis eine 
Koalition geformt wurde. 
Zugleich stimmen immer 
weniger Wahlberechtig-
te überhaupt ab – bei der 
EU-Wahl nicht einmal die 
Hälfte.

Daran ist nicht die viel-
zitierte" Politikverdros-
senheit" schuld. In antifa-
schistischen und sozialen 
Bewegungen haben vie-
le Jugendliche sehr poli-
tisch agiert. Doch kei-
ne der etablierten Partei-

en ist fähig oder willens, 
die Probleme zu lösen. 
Korruptionsfälle beherr-
schen die Schlagzeilen, 
zugleich wird bei Sozia-
lem und Bildung gekürzt. 
Die „Oppositionspartei-
en“ sind keine Alterna-
tiven. Wer kürzt, scheint 
den ArbeiterInnen egal zu 
sein – mit Recht. In diver-
sen Bewegungen haben 
ArbeiterInnen mit Beset-

zungen, Generalstreiks 
und Massendemonstrati-
onen ihre Opposition zur 
herrschenden Politik ge-
zeigt. Auch in Österreich 
gilt: Wann immer die Ge-
werkschaft ruft, kommen 
die Beschäftigten in gro-
ßer Zahl.

Doch es fehlt an der Orga-
nisation, die die Protes-
te auf eine politische Ebe-
ne hebt. Wo ArbeiterIn-
nenparteien fehlen, die 

die Bewegungen auf po-
litischer Ebene repräsen-
tieren, versuchen rechte 
und fundamentalistische 
Gruppen, dieses Vakuum 
zu füllen. Sie geben sich 
radikal und unangepasst, 
um Protestpotential ab-
zufangen. Mit Methoden 
von rassistischer, natio-
nalistischer und religiöser 
Hetze bis hin zum Mord 
an linken AktivistInnen 

sollen sie die ArbeiterIn-
nenbewegung schwächen 
– finanziert werden sie 
vom Kapital. Zwar steht 
der Faschismus in Euro-
pa nicht auf der Tagesord-
nung, aber der Ruf nach 
dem „starken Mann“ wird 
lauter. Wo es Ansätze für 
neue ArbeiterInnenpar-
teien gibt, wie in Deutsch-
land oder Griechenland, 
sind sie das wirkungs-
vollste Instrument, um die 
Rechten in Schach zu hal-
ten.

Nötig sind demokrati-
sche, sozialistische Par-
teien der ArbeiterIn-
nen und Jugendlichen. 
Sie können die verschie-
denen Bewegungen zu-
sammenfassen, vernet-
zen und auf politischer 
Ebene vertreten. Als Al-
ternative zu Profitlo-
gik und Rassismus kön-
nen sie den Rechten das 
Wasser abgraben. Die Er-
folge von Syriza in Grie-
chenland zeigen das Po-
tential solcher Projekte 
– was den Eliten sicht-
lich Angst einjagt. Krise, 
Massenarbeitslosigkeit, 

Armut und die Herr-
schaft der Troika haben 
Millionen Menschen in 
der Praxis gezeigt, dass 
der Parlamentarismus 
nicht demokratisch ist. 
Antikapitalistische Ide-
en gewinnen an Einfluss. 
Massenbewegungen or-
ganisieren sich oft in 
„neuen“ demokratischen 
Strukturen, die sich in 
der Geschichte der Arbei-
terInnenbewegung be-
währt haben: demokra-
tische Komitees, deren 
gewählte VertreterIn-
nen rechenschaftspflich-
tig und abwählbar sind. 
Beispiele sind u.a. spa-
nische Nachbarschafts-
komitees (Asambleas), in 
denen die BewohnerIn-
nen den lokalen Wider-
stand gegen Schließun-
gen von z.B. Schulen oder 
Krankenhäusern plan-
ten oder Streikkomitees, 
die Arbeitskämpfe koor-
dinieren. Diese Struktu-
ren zeigen in Ansätzen, 
welche Macht die Arbei-
terInnenklasse hat, wenn 
sie sich demokratisch or-
ganisiert.		
		  Flo Klabacher

Auch in seiner „demokratischen“ 
Form steht der Kapitalismus für 
Ausbeutung und Unterdrückung.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Parlament & Co. 
sind in der Krise

„Ali, boma ye! Ali, töte ihn!“
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In der EU entscheiden die 
Unternehmen:

FF In der "Känguruhgruppe" 
arbeiten EU-Parlamen-
tarierInnen mit großen 
Unternehmen (Unilever, 
British Tobacco, Roche, 
DHL etc.) und Banken 
(Goldman Sachs, öst. 
Sparkassenverband, 
Commerzbank, Deutsche 
Bank etc.) zusammen. 
FFFirmen (z.B. OMV, Rio 
Tinto, Nestlé, Bayer) 
sind organisiert im ERT 
(European Roundtable 
of Industrialists) oder 
in „BusinessEurope“, 
deren 41 Mitglieder (z.B. 
Industriellenvereini-
gung) aus 35 Ländern 
laut Eigendefinition 
„sicherstellen, dass die 
Stimme des Business 
in der europäischen 
Politik gehört wird“.
FFJänner 2012-April 2013 
fanden zum EU-USA-
Handelsabkommen 
TTIP 119 Geheim-
Besprechungen mit 
Konzernen statt. Das 
sind 93 % der Treffen der 
Kommission mit soge-
nannten „Stakeholdern“. 
FFAls Auftragnehmer 
der EU lukrierte der 
Unisys-Konzern 2013 nur 
aus dem zentral von der 
Kommission verwalteten 
Budget 54.787.834 €. 

Viel Geld für die Parteien:

FF Im 3. Quartal 2013 
(Nationalratswahl-
kampf!) erhielt die 
Kronen Zeitung vom 
Bundeskanzleramt für 
Werbeaufträge und 

Medienkooperation 
216.197,50 €. 
FF2002 erhielten die 
etablierten Parteien 
14.383.191,56 € 
Parteienförderung 
plus 11.455.900,80 € 
aufgrund der Nati-
onalratswahl. Dank 
„Reform“explodierte 
die Förderung 2013 auf 
36.068.590,98 €. 2014 
neu dabei die Neos mit 
1.693.132,02 € Förde-
rung – zusätzlich zum 
Bauunternehmer-Geld. 
FFDie FPÖ erhielt 
2013    2.092.390,44 € für 
ein „Bildungsinstitut“, 
in dem Seminare 
gehalten werden wie 
etwa zur „geistigen 
Landesverteidigung“. 
FFMinisterInnen kassieren 
monatlich 16.879,60 €, 
Nationalratsabgeordnete 
8.439,80 € (für Viele 
bloß Nebenjob). EinE 
„Transit“-Sozialarbei-
terIn mit Fachkenntnis 
erhält laut KV für die 
Sozialwirtschaft (ehem. 
BAGS) 1.406,42 €.

NichtwählerInnen:

FFNationalratswahl 2013: 
26,5 % Nicht- bzw. 
ungültig WählerInnen – 
mit Abstand die stärkste 
„Partei“. EU-Wahl 2014: 
56 % – Wahlbeteili-
gungs-Negativrekord.
FFNationalratswahl 2013: 
Mehr als ein Drittel der 
Wiener Bevölkerung 
darf nicht wählen.

Quellen: Corporate Europe Observatory, 

EU-Financial Transparency System, Rund-

funk- und Telekom Regulierungs-GmbH, 

Bundeskanzleramt, WahlweXel jetzt!

„Demokratie“ ist ein ho-
hes Gut: Rede-, Versamm-
lungs- und Pressefreiheit, 
das Recht zu wählen und zu 
kandidieren, Organisatio-
nen und Parteien zu bilden 
– für all diese Rechte wurde 
und wird gekämpft. Doch 
die bei uns herrschende, 
die bürgerliche, Demokra-

tie ist in der Krise. Das zeigt 
sich an sinkender Wahlbe-
teiligung, Ablehnung der 
etablierten Parteien und 
Formierung neuer, oft du-
bioser, Spaßparteien oder 
solcher von Superreichen, 
im Ruf nach einem star-
ken Mann oder auch einem 
Gottesstaat.

Tief ist das berechtig-
te Unbehagen an der bür-
gerl ich-pa rla menta ri-
schen Demokratie, wie 
sie sich zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts präsentiert. 
Spätestens nach 9/11 und 
dem Ausbruch der globa-
len Krise 2008 stehen die 
Demokratien des Westens 
für den Abbau demokrati-
scher Grundrechte eben-
so wie für sozialen Kahl-
schlag. Der britische Po-
litikwissenschaftler Colin 
Crouch nennt diese Epoche 
„Postdemokratie“ (2008). 
Gleichzeitig kommen Na-
tionalismus, Rechtsextre-
mismus und Faschismus 
bzw. deren religiöse Ge-
genstücke verstärkt zu-
rück. Was Trotzki über die 
Krise der Demokratie in 
den 1920/30er Jahren fest-
stellte, liest sich wie eine 

aktuelle Bestandsaufnah-
me: „Die Sicherheitsventile 
der Demokratie begannen 
eins nach dem anderen zu 
explodieren. Die elementa-
ren Moralvorschriften er-
wiesen sich gar noch zer-
brechlicher als die demo-
kratischen Einrichtungen 
und die reformistischen Il-

lusionen“ („Ihre Moral und 
unsere“, 1938).

Die etablierte Politik ist 
darüber in heller Aufre-
gung. Gerufen wird nach 
Lösungen wie z.B. mehr 
politischer Bildung in 
Schulen. Doch das wird 
wenig helfen. Denn die 
schöne Demokratie, die uns 
erklärt wird, hat mit der 
Lebensrealität kaum etwas 
gemeinsam. Im Gegenteil 
erleben wir ständig, dass 
es das eine Recht für Reiche 
(Grasser) und das andere 
für uns gibt (Gefängnis bei 
Schulschwänzen), dass wir 
bei Nebenfragen entschei-
den dürfen (Farbe der neu-
en U-Bahn) aber nicht bei 
Wichtigem (steigende Prei-
se der Öffis). Die bürgerli-
che Demokratie ist in der 
Krise, weil ihr Wirtschafts-
system in der Krise ist!

Entstanden ist diese De-
mokratie gemeinsam mit 
dem Kapitalismus, der im 
19. Jahrhundert eine fort-
schrittliche Wirtschafts-
form war. Die bürgerliche 
Demokratie gab der neuen 
herrschenden Klasse, dem 
Bürgertum, die Macht im 
Staate.

Und so haben wir es auch 
heute überwiegend mit 
Parteien für unterschied-
liche Fraktionen der herr-
schenden Klasse – des Ka-
pitals – zu tun. Verschiede-
ne bürgerliche Parteien, die 
aber keine wirkliche Ver-
tretung sind für all jene, die 
kein Kapital haben und von 
Job oder Sozialleistungen 
abhängig sind – Arbeitneh-
merInnen, Erwerbslose, 
Studierende, PensionistIn-
nen, SchülerInnen. Arbei-
terInnenparteien sind zwar 
ebenfalls im 19. Jahrhun-
dert entstanden (meist So-
zialdemokratische Partei-
en) doch sind sie, wie auch 
die SPÖ, völlig verbürger-
licht, selbst Parteien des 
Kapitals geworden.

Die pro-kapitalistischen 
Parteien verfügen über 
viel Geld, das nicht nur 
aus Steuergeld, sondern 
auch von Unternehmen 
kommt. Auch deshalb ist 
klar, dass sie im Interes-
se von Unternehmen agie-
ren. Hinzu kommt, dass 
wir weder Einfluss darauf 
noch Kontrolle darüber 
haben, was die Gewähl-
ten tun und es auch keine 
Möglichkeit gibt, sie ab-
zuwählen. Das Lobbying 
der Unternehmen ist bes-
tens organisiert – klassen-
kämpferische Gegenspie-
ler von Seiten der Arbeite-
rInnenklasse fehlen aber.

So beschränkt die Mit-
bestimmungsmöglichkei-
ten ohnehin schon sind: 
Trotzdem dürfen nicht al-
le wählen, sondern nur die 
mit dem richtigen Pass und 
richtigen Geburtsdatum. 
Wer sich was zu schulden 
hat kommen lassen oder 
keine Wohnung hat, hat de 
facto kein Wahlrecht. Ein 

Baustelle 
(bürgerliche) 
Demokratie
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Wir leben zwar in einer 
„Demokratie“, doch es fühlt 
sich immer weniger so an.
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In der Debatte um eine bessere Gesellschaft fallen Be-
griffe wie Partizipation und solidarische Ökonomie. 
Doch im Kapitalismus regiert der Profit. Das Sagen hat 
meist, wer das Geld hat. ÖGB-Bürokratie und ehe-
malige Linke haben sich mit dieser Realität abgefun-
den. Gleichzeitig kann gerade die Unzufriedenheit mit 
dem politischen Establishment dazu führen, dass sich 
Viele von den etablierten Parteien abwenden und sich 
die politische Auseinandersetzung stärker auf die be-
triebliche Ebene verlagert. Das war beispielsweise in 
der Argentinien-Krise (1998-2002) oder auch nach Ab-
flauen der 68er-Bewegung der Fall. In Österreich fand 
diese Debatte in den Gewerkschaften insbesondere in 
den 1970er Jahren statt – beeinflusst durch Austro-
keynesianismus und den Wirtschaftsaufschwung der 
Nachkriegszeit. Doch lassen sich durch mehr Mitbe-

stimmung im Betrieb überhaupt nachhaltige Verbes-
serungen in Arbeit & Wirtschaft erreichen? Könnten 
dadurch gar Arbeitslosigkeit & Lohndumping effektiv 
bekämpft werden? Diese Debatte zieht sich durch die 
gesamte Geschichte der ArbeiterInnenbewegung.

Für revolutionäre MarxistInnen ist die herrschende De-
mokratie ein Faktor im weltweiten Kampf für ei-
ne sozialistische Gesellschaft. Ein entschlossener 
Kampf für mehr Entscheidungsmöglichkeiten im 
Betrieb wird schnell an die Grenzen der kapitalisti-
schen Wettbewerbslogik stoßen. In Argentinien gab 
es einige interessante Fälle von Fabriksbesetzungen 
und Übernahmen durch die ArbeiterInnen. Doch das 
Mehr an betrieblichen Mitbestimmungsmöglichkei-
ten entpuppte sich schnell als Farce und wurde bald 
wieder reduziert. Wenn den ArbeiterInnen ein Mit-
spracherecht bei Kündigungen oder bei der Höhe der 
Löhne eingeräumt wird, kann das gerade in Krisen-
zeiten dazu führen, dass ein Betrieb schließen muss, 
weil die "skrupellose Konkurrenz" billiger & schneller 
produziert. Schließlich ändert betriebliche Demokra-
tie nichts an der Logik des kapitalistischen Systems 
und seinen Gesetzmäßigkeiten. Wer diesen "Sach-
zwängen" aber nachgibt und bei "kleinen" Reformen 
wie gesunden Kantinen, sicheren & ergonomischen 
Arbeitsplätzen, höheren Zulagen etc. stehenbleibt, ar-
rangiert sich letzten Endes meist mit der kapitalisti-
schen Verwertungslogik – und landet beim Kuschel-
kurs von ÖGB & Co.

Andere ziehen aus der beschränkten betrieblichen 
Demokratie den Schluss, dass der Klassenkampf wie-
der auf eine höhere Ebene ausgeweitet werden muss. 
Betriebliche Auseinandersetzungen werden zu ge-
samtpolitischen Kämpfen. Auseinandersetzungen im 
Betrieb heben das Bewusstsein unter den ArbeiterIn-
nen und können in Verbindung mit revolutionärer sys-
temkritischer Aufklärungsarbeit zur Überwindung je-
ner Einstellung beitragen, die Lenin als "gewerkschaft-
liches Bewusstsein" bezeichnete. "Der wirtschaftliche 
Kampf des Proletariats verwandelt sich in der Epo-
che des Zerfalls des Kapitalismus viel schneller in ei-
nen politischen Kampf, als dies im Zeitalter der fried-
lichen Entwicklung des Kapitals geschehen konn-
te. Jeder große wirtschaftliche Zusammenstoß kann 
die Arbeiter unmittelbar vor die Frage der Revolution 
stellen." (Leitsätze über die Gewerkschaftsbewegung, 
die Betriebsräte und die Kommunistische Internatio-
nale, II. KI-Kongress 1920)	                               Pablo Hörtner

Demokratie endet – gerade
 in der Krise – am Werkstor

Marx aktuell

großer Teil der Bevölkerung 
ist ausgeschlossen von Ent-
scheidungen, die sie betref-
fen. Dass dann die Reak-
tion ist „Ich sch*** auf das 
System“, ist irgendwie ver-
ständlich.

Und entgegen den Be-
hauptungen der Politik, 
sich „zu öffnen“ wird der 
Zugang erschwert. Die eta-
blierten Parteien versu-
chen Konkurrenz zu ver-
hindern: Die Hürden für 
kleine Parteien sind hoch 
(Unterstützungserklärun-
gen, 4%, 5% in Kärnten so-

gar 10%). Und wer politisch 
aktiv wird, sich z.B. gegen 
Abschiebungen, Kürzun-
gen und den Abbau demo-
kratischer Rechte wehrt, 
sieht sich rasch mit Klagen 
eingedeckt, die existenzbe-
drohend sein können.

Am offensichtlichsten wird 
die Löchrigkeit der De-
mokratie bei ihren Gren-
zen: Der Großteil unse-
res Lebens, nämlich die 
Arbeit und die gesamte 
Wirtschaft – steht nicht 
zur Wahl, sondern wird 
von wenigen „Eigentü-
merInnen“ bestimmt. 
Wer einen Job bekommt, 
was wie produziert wird, 
die Arbeitsbedingun-
gen und die gesamte Ar-
beits- und Produktions-
weise von Unternehmen 
wird von denen bestimmt, 
die formal die „Besitze-

rInnen“ sind. Doch all die, 
die den Reichtum schaf-
fen – die dort Arbeiten-
den – haben nichts mit-
zureden. Zusätzlich si-
chert die von niemandem 
gewählte Troika EU, EZB, 
EWF die Herrschaft des 
Kapitals mittels demo-
kratisch durch nichts le-
gitimierte „Expertenre-
gierungen“ in Krisenstaa-
ten. Genau diese Herr-
schaft der Wirtschaft über 
die Politik wird in Krisen-
zeiten immer deutlicher. 
Der Staat greift im Inter-

esse der Konzerne immer 
härter durch. Wo sich Wi-
derstand regt, wird drauf-
geschlagen – in Rich-
tung Selbstdemontage der 
bürgerlichen Demokra-
tie. Denn sie ist zwar im 
Kapitalismus die für die 
Herrschenden günstigs-
te Staatsform, aber nicht 
die einzige. Brutale Dik-
taturen sind dem Kapi-
talismus ebenso dienlich 
wie „westliche Demokra-
tien“ und aktuell existiert 
beides. In Òrbans Un-
garn gibt es massiv un-
demokratische diktatori-
sche Maßnahmen mitten 
in der „demokratischen“ 
EU. Auch in Österreich 
gibt es Demokratieabbau 
(Verlängerung der Legis-
laturperiode, steigende 
Polizeigewalt, Auswei-
tung der Überwachung 
etc.). Die bürgerliche De-

mokratie ist nicht immun 
gegen diktatorische Ten-
denzen, weil sie nur bis 
an die Grenze des Profits 
reicht. Grundrechte enden 
dort, wo die „Wirtschaft“ 
gefährdet ist. In der Kri-
se haben die Herrschen-
den keinen Spielraum 
mehr, Zugeständnisse zu 
machen, sondern müssen 
Profite durch Erhöhung 
der Ausbeutung sichern. 
Je heftiger sich die Arbei-
terInnenklasse dagegen 
wehrt, umso mehr wird 
der demokratische Man-
tel abgelegt. Der Extrem-
fall ist Faschismus, dessen 
Aufgabe es ist, die Organi-
sationen der ArbeiterIn-
nenklasse zu zerschlagen. 
Er ist destillierter Kapita-
lismus, die nackte Herr-
schaft des Kapitals durch 
physische Gewalt.

Wenn Vertreter der herr-
schenden Klasse zur Ret-
tung „der Demokratie“ 
aufrufen, ist das kurzsich-
tig, da es die Ursachen ih-
rer Krise ignoriert. Ech-
te Demokratie kann nicht 
durch schön klingen-
de „Werte“ erreicht wer-
den, während wir gleich-
zeitig in Schule und Ge-
sellschaft in undemokra-
tischen Strukturen leben. 
Echte Demokratie braucht 
die Überwindung des Ka-
pitalismus und ein sozialis-
tisches Wirtschaftssystem, 
in dem nicht Profite, son-
dern Bedürfnisse von Men-
schen (und damit auch der 
Umwelt) die Grundlage bil-
den, auf der demokratisch 
geplant wird. Die Krise der 
bürgerlichen Demokratie 
kann nicht von der Krise 
ihrer ökonomischen Basis 
getrennt werden – und da-
her auch nur mit ihr gelöst 
werden.	 Helga Schröder

Grundrechte unter Beschuss 
und abgehobene Politik: 
Auf Wirtschaftskrise 
folgt Demokratiekrise.
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Demokratische  Alternativen? 
Nicht im Kapitalismus!
Der bürgerliche Parlamen-
tarismus des Westens wird 
von weiten Teilen der Be-
völkerung mittlerweile 
als „Demokratur“ wahr-
genommen – als eine ver-
steckte Diktatur in einem 
demokratischen Mäntel-
chen. Das äußert sich ei-
nerseits in der viel zitier-
ten angeblichen „Politik-

verdrossenheit der Men-
schen“, andererseits in 
der Suche nach demo-
kratischen Alternativen: 
So erleben wir seit ge-
raumer Zeit das Entste-
hen einer sogenannten 
„Zivilgesellschaft“, die 
sich über NGOs bzw. Be-
wegungen wie „Occupy“ 
und über Bürgerinitiati-
ven und Protestplattfor-
men wie „Stuttgart21“ in 
das politische Geschehen 
einbringt. Dazu kommen 
Massenproteste, wie wir 
sie z.B. in Spanien (De-
mocracia Real Ya), Grie-
chenland (Besetzung des 
Syntagma-Platzes) oder 
zuletzt in Bosnien-Her-
zegowina gesehen haben. 
Sie alle gaben sich dabei 
vor Ort basisdemokrati-
sche Strukturen (Asam-
bleas, Plena etc.), die eine 
Alternative zum repräsen-

tativen Modell des bürger-
lichen Parlamentarismus 
darstellen sollten.

Solange allerdings ein 
wenigstens umrissarti-
ges Programm mit kon-
kreten Forderungen fehlt, 
und solange derartige Be-
wegungen im Rahmen 
des Kapitalismus verhar-
ren, bleiben sie letztlich 

ungewollt Stützen dieses 
undemokratischen Sys-
tems. Und sie können da-
rüber hinaus demokratie-
politisch gefährlich wer-
den, als sie Reaktionären 
Raum bieten: So fassten 
mit Ende Frühling die in 
Deutschland traditionel-
len „Montagsdemos“, die 
diffus für „Frieden und 
Demokratie“ stehen, auch 
in Wien Fuß. Es dauerte 
nicht lange, bis diese von 
„Verschwörungstheoreti-
kerInnen – schlimmsten-
falls Nazis“ unterwandert 
waren (siehe „Aluhut statt 
Marxismus?“, VORWÄRTS 
Nr. 229). Diese Gefahr lau-
fen auch Gruppierungen, 
die, wie die Piratenpar-
tei, auf das Instrument 
der „liquid democracy“ 
setzen. „Für alles offen“ 
zu sein und alle ungeach-
tet ihres politischen Hin-

tergrunds am „Entschei-
dungsfindungsprozess“ 
(welch schönes Wort!) 
teilhaben zu lassen, öffnet 
eben auch dezidiert unde-
mokratischen Kräften ein 
Eingangstor. 

Auch der Ruf nach mehr 
"direkter Demokratie mit-
tels mehr  Volksabstim-

mungen und -befragun-
gen“ ist ein zweischnei-
diges Schwert. Das hat 
nichts damit zu tun, dass 
„das Volk“ schlichtweg zu 
dumm sei, um Entschei-
dungen zu treffen; son-
dern damit, dass der Er-
folg oder Misserfolg ei-
ner solchen Kampag-
ne zumeist nachweislich 
von den dafür eingesetz-
ten finanziellen und pro-
pagandistischen Mitteln 
abhängt – somit haben 
Randgruppen oder Min-
derheiten von vornherein 
ein schlechteres Blatt (Das 
erklärt auch, warum sich 
vor allem die FPÖ vehe-
ment für mehr Volksab-
stimmungen ausspricht). 
Denn was gefragt oder ab-
gestimmt wird, wie die 
Frage gestellt wird, wer 
teilnehmen darf, wer ini-
tiieren kann, entscheiden 

die Herrschenden. Gera-
de hat die EU-Kommissi-
on beschlossen, eine EU-
Bürgerinitiative gegen das 
EU/USA-Freihandelsab-
kommen TTIP nicht zu-
zulassen. Es ist also ei-
ne Illusion, mit mehr „di-
rekter“ Demokratie ech-
te Demokratie erreichen 
zu können. Echte und so-
mit direkte Demokratie 
kann sich nur „von unten“ 
selbst ermächtigen.

Mit jedem Versuch, den 
Kapitalismus zu stürzen, 
hat gerade die Arbeite-
rInnenklasse nicht nur 
mit der Pariser Commune 
(1871) oder in Teilen des 
republikanischen Spa-
nien (1936-39) gezeigt, 
wie sehr sie sich demo-
kratisch selbst organisie-
ren kann. Auch die Russi-
sche Revolution 1917 und 
die revolutionären Bewe-
gungen in Österreich und 
Deutschland nach 1918 
waren Ausdruck dieser 
Selbstorganisierung. Da-
bei wurde stets auf Struk-
turen gesetzt, die sich als 
„Rätesystem“ zusam-
menfassen lassen – wo-
bei diese Räte eben keine 
spontanen Versammlun-
gen waren, in denen alle, 
die gerade Lust oder Zeit 
dazu hatten, das Wort 
an sich reißen konnten, 
sondern Delegiertenver-
sammlungen. Diese Dele-
gierten wurden direkt in 

ihrem jeweiligen Umfeld 
(in den Betrieben, an den 
Schulen, an den Wohnor-
ten etc.) gewählt, waren 
dort rechenschaftspflich-
tig, jederzeit abwähl-
bar, und erhielten nicht 
mehr Lohn als ein durch-
schnittlicher Arbeiter. 
Und auch wenn es zur ak-
tuellen – verständlichen – 
„Parteienverdrossenheit“ 
nicht passen mag, waren 
diese Delegierten zumeist 
in Parteien organisiert 
oder hatten einen partei-
lichen Hintergrund. Doch 
gerade dadurch, dass die 
ArbeiterInnen  gegen das 
Kapital „parteiisch“ wa-
ren und deshalb als eine 
Klasse agierten, konnten 
sie – wenigstens in An-
sätzen und vorüberge-
hend – auch auf ökono-
mischer Ebene selbstver-
waltet und demokratisch 
ihr eigenes Leben in ihre 
eigenen Hände nehmen.

Dass diese Experimen-
te von den Herrschenden 
letztlich niedergeschla-
gen wurden, zeigt nicht, 
dass sie nicht lebensfähig 
gewesen wären und auch 
heute noch sein können, 
sondern nur, dass der Ka-
pitalismus unvereinbar 
ist mit von unten gelebter, 
echter Demokratie. Die 
kann es nur im Sozialis-
mus geben.

	 Alexander Svojtko

Ohne sozialistische Umwälzung bleibt die 
„Herrschaft des Volkes“ eine hohle Phrase.
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Er ist Ihr ein guter Kum-
pel, aber Sie lässt Ihn 
nicht ran. Er ist in der 
„Friendzone“ und ärgert 

sich. Sie schuldet ihm et-
was, weil Er nett zu Ihr 
war, ein „Nice Guy“. Dies 
ist kein neues Phänomen, 
sondern ein Problem, das 
Frauen schon lange ken-
nen, nur eben neu ver-
packt.

Die Auffassung, dass man 
nur Nettigkeitsmünzen 
in das „Objekt“ der Be-
gierde werfen muss, da-

mit Sex herauskommt, ist 
Ausdruck eines sexisti-
schen Frauenbildes. Wen 
wundert das, wenn 98 % 

der nackten Körper in der 
Werbung weibliche sind, 
die es zu erobern gilt. An-
dererseits stehen auch 
junge Männer unglaub-
lich unter Zugzwang, die 
Erobererrolle zu erfüllen. 
Ein ganzer Markt pro-
fitiert davon, dass jun-
gen Burschen eingetrich-
tert wird, sie müssten 
viele Mädchen „flachle-
gen“, um normal zu sein. 

Die sexuellen Bedürfnis-
se werden für Deo-Sprays 
und Guru-Ratgeber, die 
den Käufer zum richtigen 
„Alphamännchen“ ma-
chen sollen, genützt. Die 
Botschaft schwingt mit: 
Und ist sie nicht willig, 
dann brauch Gewalt, um 
dir zu holen, was dir zu-
steht. Dass die kapitalisti-
sche Gesellschaft voll von 
Widersprüchen ist, zeigt 
sich auch hier: Sie ist prü-
de, wenn Sie nicht nach-
gibt und ein Flittchen, 
wenn Sie es schon tut. Die 
bürgerlichen Rollenbilder 
dienen also nur zur Spal-
tung der Gesellschaft und 
zum Erzeugen von Pro-
fiten und gehören daher 
gemeinsam von Allen be-
kämpft.		
		  Viktoria Wittmann

Friendzone ohne Extras?

Die „Friendzone“ führt zu 
Vergewaltigungen und Amok-
läufen (z.B. Elliot Rodgers).

Im September expandierte 
der Video-Streaming-An-
bieter Netflix in sechs eu-
ropäische Märkte, darun-
ter Österreich. Für einen 
Monatspreis, der billiger ist 
als eine DVD oder ein Kino-
besuch, haben NutzerIn-
nen nun unbegrenzten Zu-
gang zu einem der größten 
Film- und Serienangebote 
der Welt.

Kein Wunder, dass sich 
viele darüber freuen: Ins 
Kino zu gehen wurde in 
den letzten Jahren kons-
tant immer teurer, v.a. seit 
3D. Dank Krise und Wirt-
schaftsflaute sind Kinobe-
suche für viele ArbeiterIn-
nen, Arbeitslose und Ju-
gendliche alles andere als 
günstig.

Mit über 50 Millionen 
NutzerInnen ist Netflix 
nun eines der mächtigs-
ten Medienunternehmen 
der Welt. Die Expansi-
on nach Europa, vor allem 
Deutschland und Frank-
reich, wird diesen Trend 
verstärken. Aber bringt 
die Ausbreitung von Net-
flix wirklich einen un-
beschränkten Zugang zu 
Medien? Obwohl Netflix 
Zugang erleichtert, blo-
ckiert es aktiv jede Be-
drohung seiner Profite. In 
den Monaten vor der Ex-
pansion gab es eine Welle 
von Attacken auf kosten-
lose Streamingseiten wie 
Movie4K. Netflix und an-
dere Medienunternehmen 
wollen die Leute zwingen, 

für den Zugang zu Medien 
zu zahlen.

2012 begann Netflix, 
massives Lobbying rund 
um das Thema “Netzneut-
ralität” zu betreiben. Wenn 
sie den Providern mehr 
zahlen können und dafür 
Kontrolle über die Band-
breite bekommen, können 
sie jeder Konkurrenz den 
Strom abdrehen. Dies wird 
sofort zu Preissteigerun-
gen führen. Das Internet 
ist keineswegs “frei”, son-
dern wurde sogar schnel-
ler monopolisiert als frühe-
re technische Revolutionen 
ähnlichen Ausmaßes.

Die Existenz von Netflix 
zeigt, dass es möglich ist, 
unbeschränkten Zugang 
zu Filmen und anderen di-
gitalen Medien zu schaffen. 
Dieser könnte gratis an-
geboten werden, würden 
Netflix und die anderen 
Unternehmen von der öf-
fentlichen Hand übernom-
men, unter demokratischer 
Kontrolle von KünstlerIn-
nen und NutzerInnen.

Das größte Hindernis da-
für ist nicht die Technik, 
sondern die Logik des Ka-
pitalismus. Der Kampf für 
Sozialismus ist nicht nur 
ein Kampf um wirtschaft-
liche und politische Selbst-
bestimmung – sondern 
auch ein Kampf darum, 
wer unsere Medien kont-
rollieren soll: Profitgierige 
Konzerne oder NutzerIn-
nen und KünstlerInnen.	
		  Brettros

Kämpfen zahlt sich aus!
Vor rund zwei Jahren star-
tete die bislang größte 
Flüchtlingsbewegung. Der 
Staat antwortete mit mas-
siver Repression. Manche 
fragten sich: Haben Mär-
sche, Hungerstreiks und 
Demos wirklich was ge-
bracht? Ja, denn sie ha-
ben das Bild von Flüchtlin-
gen verändert. Sie haben 
einigen Flüchtlingsakti-
vistInnen eine legale Auf-
enthaltsmöglichkeiten er-
kämpft, die sie wohl ohne 
diese Bewegung nicht be-
kommen hätten. Unter an-

derem für Adalat Khan, ei-
nen der wichtigsten Spre-
cher. Auch Numan Mo-
hammed erhält endlich 
sein Visum. Er war einer 
der Hauptorganisatoren 
der Bewegung und kandi-
dierte 2013 für die SLP. Die 
Visumserteilung verlief 
nicht konfliktfrei. Zahl-
reiche AktivistInnen, Ge-
werkschafterInnen und 
andere solidarisierten sich 
und setzen sich, bis zum 
positiven Bescheid, für 
Numan ein.	
		  Michael Gehmacher

Netflix: Medienfrei-
heit vs. Profitlogik

In der Welt der Baufirma Swietelsky gibt es also nur 
männliche, heterosexuelle und sexistische Bauar-
beiter, die Frauen nachpfeifen. Und in jener Welt 
sollen Frauen sich dadurch noch geehrt fühlen. 
Unser Gegenvorschlag: Bauvorhaben in öffentliche 
Hand, ganz ohne arrogante Klischees und sexisti-
sche Werbung.

Fundstück des Monats
Baustelle: Sexismus
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Hongkong: Test für 
Demokratiebewegung

Am 31.8. beschloss die chi-
nesische Regierung neue 
restriktive Regeln für die 
kommenden Wahlen in 
Hongkong (HK). Die Be-
stimmung war vom Ko-
mitee des Nationalen 
Volkskongresses (NCP) er-
lassen worden – ein un-
demokratisches Schein-
parlament, das durch die 
Ein-Parteiendiktatur der 
KP China (CCP) kontrol-
liert wird. Es wird nun zu 
einem Nominierungsko-
mitee, das wie im Iran nur 

pro-Regime-Marionetten 
zulassen wird. Das ist ein 
elitärer Körper von 1.200 
MillionärInnen, die der 
1-Parteien Diktatur huldi-
gen. Dieses Modell gibt der 
CCP 100 % Kontrolle.

Der Erlass hat große Wut 
in HK ausgelöst und wurde 
mit Massenprotesten mit 
mehr als einer halben Mil-
lion Menschen beantwor-
tet. SchülerInnen bereiten 
sich auf einen einwöchi-
gen Streik vor und es gibt 
Pläne für eine Besetzung 
des Stadtzentrums durch 
„Occupy Central“ (OC). 
Die Menschen sind frust-
riert, weil der Kampf für 
das allgemeine Wahlrecht 
sich schon seit 30 Jahren 
zieht. Seit 1997 ist HK of-
fiziell autonome Region 
Chinas mit eigener Wäh-
rung, Rechtssystem und 

Finanzsystem. Die CCP ist 
beunruhigt über die „Pro-
testkultur“ Hongkongs 
und möchte demokrati-
sche Rechte einschrän-
ken. Das steht im Gegen-
satz zu der Hoffnung Vie-
ler auf mehr Demokratie. 
Die CCP ist alles andere 
als kommunistisch, son-
dern hat seit Deng Xiao-
pings Aufstieg in den spä-
ten 70ern zunehmend 
pro-kapitalistische Re-
formen eingeführt und 
das (zwar bürokratisch 

und stalinistisch verzerr-
te) Planwirtschaftsmodell 
der Mao-Ära fallen gelas-
sen. Die heutige CCP wird 
von machtvollen Finanz- 
und Wirtschaftsclans um 
die Führungsfiguren und 
ihre Familien geführt. 
Das Vermögen von Präsi-
dent Xi Jinpings Familie 
beläuft sich laut Bloom-
berg auf 370 Mio Dollar. 
China ist eine besonde-
re Form von Staatskapi-
talismus: Der Staat spielt 
noch eine Schlüsselrol-
le in der Wirtschaft, aber 
zunehmend entlang kapi-
talistischer Linien. In HK 
zieht die CCP die Schrau-
ben immer stärker an. Die 
Polizei geht schärfer ge-
gen Proteste vor und es 
gibt mehr Medienkontrol-
len und Kontrolle über das 
politische System. Die CCP 

will durch Massendruck 
erkämpfte demokratische 
Zugeständnisse zurück-
nehmen.

Die UnterstützerInnen des 
CWI sind in China, Taiwan 
und als Socialist Action 
in HK aktiv. Socialist Ac-
tion ist Teil der Demokra-
tiebewegung, unterstützt 
Arbeitskämpfe und den 
Kampf für Asyl- und Mig-
rantInnenrechte. Wir un-
terstützen die Initiativen 
für Massenkämpfe, wie 

den Schulstreik, den wir 
als erste vorgeschlagen ha-
ben. Wir unterstützen Oc-
cupy Central und die Idee 
von Besetzungen.

Aber es gibt große 
Schwächen in der Strategie 
der Pro-Demokratie-Füh-
rung (Pan-Demokraten). 
Sie setzen auf Verhand-
lungen und Kompromis-
se mit dem Regime. Doch 
die Diktatur muss die volle 
Kontrolle behalten. Peking 
kann zwar Zugeständnis-
se machen, wenn es genug 
Massendruck spürt. Aber 
sie werden nur so weit ge-
hen, das ihre Macht und 
Kontrolle nicht untermi-
niert wird. Wenn sie „Ei-
ne Person – eine Stimme“ 
zulassen, könnte jemand 
gewählt werden, den sie 
nicht kontrollieren kön-
nen. Unter Druck einer 

Massenbewegung könn-
te diese neue Führung in 
Konflikt mit China gera-
ten, was wiederum in Chi-
na eine Kettenreaktion 
auslösen könnte, in der die 
Menschen offen die Dikta-
tur herausfordern. Es wird 
daher keine demokrati-
schen Wahlen unter die-
ser Diktatur geben. Was 
es braucht sind Massen-
kämpfe, um das Einpartei-
ensystem zu beenden. Der 
Kampf in HK kann ein Ka-
talysator sein, muss sich 
mit den Massen in China 
selbst verbünden. Daher 
betonen wir, dass Occu-
py Central nur ein Sprung-
brett für eine weitere Es-
kalation in HK wie auch 
für einen Appell an die 
chinesischen Massen sein 
kann. Die zentrale Aufga-
be nun ist es, den Kampf 
von unten und demokra-
tisch aufzubauen, Streik-
komitees in den Schulen zu 
gründen und sich auf die 
Betriebe auszuweiten.

Als SozialistInnen kämp-
fen wir für jede demokra-
tische Reform, auch wenn 
sie beschränkt ist, weil sie 
die ArbeiterInnenklasse 
im Kampf für ihre Rech-
te stärkt. Wir unterstüt-
zen die Forderung nach  
„Öffentlicher Nominie-
rung", auch wenn sie nicht 
weit genug geht. Wir sind 
die einzige Organisation, 
die fordert, dass das No-
minierungskomitee abge-
schafft wird. Aber selbst 
das ermöglicht nicht vol-
le Demokratie. Die pande-

mokratische Führung for-
dert ein System, das „in-
ternationalen Standards“ 
entspricht. Wir erklären, 
dass die Wahlsysteme in 
Europa und den USA nicht 
demokratisch sind, weil 
sie von den Pro-Sparpoli-
tik Parteien der Kapitalis-
tInnen dominiert werden. 
Für SozialistInnen sind 
der Schlüssel für Verän-
derung die ArbeiterInnen. 
Wir führen in HK eine 
Kampagne für eine unab-
hängige Partei der Arbei-
terInnenklasse, die revo-
lutionäre Forderungen mit 
der Notwendigkeit, mit 
dem Kapitalismus zu bre-
chen, verbindet. In Chi-
na müssen die pro-kapi-
talistischen Reformen zu-
rückgenommen werden. 
Das aktuelle Scheinpar-
lament in HK muss durch 
eine echte, demokratische 
Versammlung der Arbei-
terInnenklasse ersetzt 
werden. Diese hat auch die 
Macht, die großen Unter-
nehmen und Banken zu 
übernehmen, die Löhne 
und vor allem den Min-
destlohn anzuheben und 
die Investitionen in Ge-
sundheit und öffentliche 
Dienstleistungen zu erhö-
hen. Das hätte ein enor-
mes Echo unter Arbei-
terInnen in China – und 
wenn das passiert, sind 
die Tage der Ein-Parteien-
Diktatur gezählt. 		
		

	 Sally Tang Mei-Ching, 
	 Socialist Action 
	 (CWI in Hong Kong) 
	 http://www.socialism.hk/

Nur eine Massenbewegung in ganz China
kann die Einparteiendiktatur besiegen.
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… und alle werden rein-
gezogen. Angesichts des 
Chaos in der Ukraine ha-
ben Viele Angst, dass die 
Gewalt sich noch weiter 

ausbreitet. Doch der Krieg 
war nie fort aus Europa. In 
der Propaganda des „Frie-
densprojekts“ EU und ih-
rer Vorgänger hört man 
nichts von den Kriegen am 
Balkan, im Baskenland, in 
Nordirland oder vom Zy-
pernkonflikt. Zahlreiche 
EU-Staaten haben nach 
1945 ununterbrochen au-
ßerhalb Europas Krieg ge-
führt – von Vietnam über 
Afghanistan und Irak bis 
zu den Falkland-Inseln. 
Nun fordert der deutsche 

Außenminister Steinmei-
er (SPD) noch mehr „ak-
tive Außenpolitik“ – also 
Krieg. Und auch der öster-
reichische Verteidigungs-

minister Klug (SPÖ) kann 
sich ein „stärkeres Enga-
gement“ vorstellen – also 
Krieg.

Die Wurzel für die Zu-
nahme von Kriegshetze 
und dem Versinken gan-
zer Länder in Gewalt ist 
die kapitalistische Krise. 
Der deutsche Ex-Präsident 
Köhler musste zurücktre-
ten, nachdem er zugab, 
dass in Afghanistan deut-
sche Wirtschaftsinteres-
sen verteidigt werden. In 
der Krise wird der Zugang 

zu Märkten und die Ver-
teidigung von Einfluss-
sphären für imperialisti-
sche Staaten noch nötiger, 
um die Profite der jewei-

ligen Konzerne zu garan-
tieren. Wenn sich am Bal-
kan größere Protestbewe-
gungen entwickeln, wird 
auch das österreichische 
Kapital nach militärischer 
Intervention schreien. So-
zialistInnen und Kriegs-
gegnerInnen werden in 
Zukunft wieder stärker 
gegen Kriegsgefahr kämp-
fen müssen, getreu der 
Devise Liebknechts: „Der 
Hauptfeind steht im eig-
nen Land!“	

	 Sebastian Kugler

Stell dir vor, es ist Krieg...

USA: Demo gegen Klimawandel

Der Krieg folgt der Wirtschaftskrise – 
bis nach Europa!

Das britische Establishment 
fuhr beim schottischen 
Referendum einen leeren 
Sieg ein. Die Nein-Kam-
pagne konnte nur mit Hil-
fe von Medienpropaganda, 
Versprechungen und Pa-
nikmache ein Ja verhin-
dern. Ein Ja hätte die Inte-
ressen der britischen herr-
schenden Klasse bedroht 
– es geht u.a. um Nordsee-
Öl und den Stützpunkt des 
Nuklearwaffenprogramms 
Trident. Die Finanzmärk-
te sind erleichtert, ebenso 
die EU. 6  Millionen Men-
schen stimmten für die 
Unabhängigkeit. Cameron 
kann also nicht weiterre-
gieren wie vorher. Er wird 
Zugeständnisse machen 
müssen. Auch Wales und 
Nordirland werden mehr 
Unabhängigkeit fordern. 
Vor allem aber wird der 
Widerstand gegen die fort-
gesetzte Sparpolitik wach-
sen.

In Wahrheit war die Ab-
stimmung eine soziale Re-
volte. Tausende Menschen 
beteiligten sich an Mas-
senkundgebungen für die 
Unabhängigkeit und ge-
gen das Spardiktat. Beson-
ders hoch war die Unter-
stützung bei ArbeiterInnen 
und Jugendlichen – Glas-
gow und Dundee stimmten 
mehrheitlich mit Ja. Ar-
beiterInnen sehen die Un-
abhängigkeit als Ausweg 
aus Sparpolitik und fallen-
dem Lebensstandard. Die 
Durchschnittslöhne sind 

in Schottland seit 2009 um 
8 % gefallen. Fast 500.000 
ArbeiterInnen verdienen 
weniger als 10  Euro/Stun-
de. 870.000 Menschen le-
ben in Armut. Westmins-
ter will in den nächs-
ten beiden Jahren weitere 
7,7 Milliarden Euro im So-
zialwesen kürzen.

Das Referendum schuf die 
Hoffnung, einen Staat nach 
eigenen Vorstellungen zu 
schaffen – und zwar v.a. 
auch bei sozialen Fragen. 
Wie geht es nun weiter? 
Die regierende SNP kon-
zentriert sich auf forma-
le Unabhängigkeit, setzt 
aber die Sparpolitik um. 
Die Socialist Party Scot-
land (CWI in Schottland), 
eine der aktivsten und v.a. 
eine sozialistische Kraft im 
Lager der Befürworter der 
Unabhängigkeit, stellt da-
gegen soziale Forderungen 
ins Zentrum. Die SPS for-
dert die Verstaatlichung 
des Ölreichtums, einen 
existenzsichernden Min-
destlohn und ein Ende der 
Kürzungspolitik. Sie tritt 
für ein unabhängiges so-
zialistisches Schottland als 
Teil einer sozialistischen 
Föderation ein. Viele mö-
gen enttäuscht über das 
Ergebnis sein. Sie müssen 
nun für sozialistische Ide-
en und eine neue Massen-
partei der ArbeiterInnen 
in Schottland gewonnen 
werden.

	 Laura Rafetseder

Schottland 
steht auf

Am 21.9. fand in New York 
die größte Demonstrati-
on gegen den Klimawan-
del der Geschichte statt. 
In den Demonstrationen 
von New York bis Seattle 
spielte die „Socialist Al-
ternative“ (CWI in den 
USA) eine zentrale Rolle. 
In Seattle wurde die De-
monstration maßgeblich 
von Jess Spear organi-
siert. Spear ist die Kandi-
datin der „Socialist Alter-
native“ für die Wahlen in 
Washington. „Firmen wie 
Shell und BP, die mit fos-

silen Brennstoffen Profi-
te machen, gefährden un-
sere Zukunft. Diese Un-
ternehmen müssen den 
Händen der milliarden-
schweren Vorstände ent-
rissen und unter demo-
kratische Kontrolle der 
Öffentlichkeit gestellt 
werden. Wir müssen in 
der Lage sein, demokra-
tisch zu entscheiden, ob 
wir in Grüne Energie oder 
fossile Brennstoffe inves-
tieren“, so Spear in ihrer-
Rede. 		
www.socialistalternative.org

Südafrika: Lokale Proteste
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

In Südafrika nimmt die 
vom DSM (CWI in Südaf-
rika) initiierte „Workers 
and Socialist Party“ ei-
ne führende Rolle in Ar-
beitskämpfen und sozia-
len Bewegungen ein. An-
fang September flammten 
in der Ortschaft Ga-Ncha-
beleng Proteste der gesam-
ten Community gegen die 
Korruption in Zusammen-
hang mit Geldern für sozi-
alen Wohnbau auf. Die von 
der WASP geführte Be-
wegung gewann schnell 
an Dynamik und konnte 

sich verbreitern. Hunder-
te Menschen aus der Nach-
barschaft sowie Jugend-
liche aus dem „Socialist 
Youth Movement“ schlos-
sen sich an. Unter der Füh-
rung der WASP forder-
te die Bewegung Schritte 
gegen die Massenarbeits-
losigkeit und Geld für die 
fehlende Infrastruktur in 
der Region. Die Regional-
verwaltung geht mit Ge-
walt und militarisierten 
Spezialkräften gegen den 
Protest vor.		
www.socialistsouthafrica.co.za

Schwedenwahl
In Schweden fanden am 14. 
September Wahlen statt. 
Die Schwesterpartei der 
SLP, „Rättvisepartiet So-
cialisterna“ trat in drei 
Städten an. Aufgrund der 
führenden Rolle bei loka-
len Protesten gegen Kür-
zungen und bei antifa-
schistischen Demonst-
rationen konnte sie trotz 
der auch durch das An-
treten der Feministischen 
Initiative erschwerten 
Lage fast alle Sitze vertei-
digen.	 	
		  www.socialisterna.org/
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Klassenkampf 
statt Dschihad

Einige ÖsterreicherInnen 
haben sich in den letzten 
Wochen dem radikalisla-
mischen IS angeschlossen. 
Staat und Medien nutz-
ten diese Einzelfälle, um 
Muslime in Österreich un-
ter General-Terrorverdacht 
zu stellen. Hysterisch wird 
gefordert, alle Muslime 
müssten sich vom IS dis-
tanzieren – Niemand kä-
me auf die Idee, alle Chris-
tInnen müssten sich von 
Breivik oder dem Ku-Klux-
Klan distanzieren. Men-
schen aus dem muslimi-
schen Kulturkreis werden, 
ob sie wollen oder nicht, 
auf ihre Identität als „Mus-
lime“ reduziert und da-
für angegriffen. Gleichzei-
tig gibt es, auch angefeuert 
von der Hetze, eine Zuwen-
dung mancher Teile der 
Bevölkerung mit muslimi-
schen Wurzeln zu reaktio-
nären Ideologien. So jubel-
ten 10.000 dem türkischem 
Premier Erdoğan bei sei-
nem Wien-Besuch zu. Auf 
Palästina-Demos werden 
Hamas-Flaggen getragen. 
Diese Entwicklung gibt es 
nicht, weil „der Islam“ ei-
ne besonders rückständi-
ge Religion ist, oder weil 
Muslime nicht die „demo-
kratische Kultur“ des Wes-
tens entwickelt hätten. Sie 
folgt aus der Situation, in 
der sich Muslime weltweit 

befinden bzw. in die sie ge-
zwungen werden.

Die meisten europäi-
schen der IS-KämpferIn-
nen geben an, dass sie ei-
nen Ausweg aus ihrer Per-
spektivlosigkeit suchen 
und nicht nur aus religiö-
sen Gründen in den Krieg 
ziehen. MigrantInnen sind 
besonders von hoher Ar-
beitslosigkeit (EU-Durch-
schnitt Jugendarbeitslo-
sigkeit 23,2  %) sowie Bil-
dungs- und Sozialabbau 
betroffen. Durch den Man-
gel an öffentlichen Kin-
dergärten (2010 fehlten in 
Österreich 44.000 Plätze) 
müssen Viele auf religiöse 
Alternativen ausweichen. 
MigrantInnen werden dis-
kriminiert, schlechter be-
zahlt und als Lohndrücke-
rInnen eingesetzt. Sie wer-
den staatlich unterdrückt, 
etwa durch Verweigerung 
grundlegender demokra-
tischer Rechte. Zusätzlich 
wird ohne Unterbrechung 
in Politik und Medien ge-
gen MigrantInnen aus dem 
muslimischen Kulturkreis 
gehetzt und die Gefahr der 
„Islamisierung“ beschwo-
ren.

Die Kriege im Irak und 
der permanenten Droh-
nenkrieg in anderen mus-
limisch geprägten Län-
dern werden als Krieg ge-
gen den Terror getarnt. In 

Wirklichkeit geht es dar-
um, westliche Profitinter-
essen, z.B. nach Öl und an-
deren Ressourcen, durch-
zusetzen. Dabei gehen 
westliche „Demokratien“ 
über die Leichen tausen-
der Muslime. Der Gazast-
reifen ist das größte Frei-
luftgefängnis der Welt. Es 
entsteht der Eindruck, dass 
muslimisches Leben weni-
ger wert sei als z.B. christ-
liches.

Es ist verständlich und rich-
tig, dass Muslime eine 
Möglichkeit suchen, sich 
gegen diese Unterdrü-
ckung zu wehren. Religion 
stellt hier eine Scheinalter-
native zur grausamen ka-
pitalistischen Realität dar, 
sie ist „Stoßseufzer der un-
terdrückten Kreatur, Herz 
einer herzlosen Welt, See-
le in seelenlosen Zustän-
den“ (Marx). Außerdem 
versprechen Organisatio-
nen wie der IS, gesponsert 
durch arabische Oligar-
chen, gerade jungen Musli-
men durch ein Söldnerge-
halt einen Ausweg aus Ar-
mut. IS Kämpfer verdienen 
bis zu 400 USD und werden 
teilweise mit dem Verspre-
chen eines BMW angewor-
ben. In der Praxis dient Re-
ligion jedoch meistens zur 
Rechtfertigung der Herr-
schenden und ihrer Zu-

stände. Erdoğan tarnt sei-
ne arbeiterInnenfeindli-
che Politik, indem er sich 
als Beschützer von Mus-
limen präsentiert. Bush 
rechtfertigte seine Kriege 
als von Gott gewollt. Auch 
IS macht Millionenprofite 
aus Öl. Gottesstaaten, egal 
ob das christliche Doll-
fuß-Regime oder die Mul-
lah-Diktatur im Iran, sind 
nicht das Paradies auf Er-
den – sondern reaktionä-
re Strukturen, die Arbeite-
rInnenbewegung, Anders-
gläubige und Frauen brutal 
unterdrücken.

In weiten Teilen Europas 
und auch im Nahen Osten 
fehlt es an starken linken 
Bewegungen/Parteien, die 
Ausbeutung und Imperia-
lismus mit einem gemein-
samen Kampf gegen die 
Ursachen der Unterdrü-
ckung und mit einem sozi-
alistischem Programm be-
antworten. Somit wandert 
der Blick mancher Musli-
me vermehrt in Richtung 
erzreaktionärer Organisa-
tionen wie IS oder Hamas, 
die scheinbar für Muslime 
kämpfen. Zentral ist auch 
die Niedergangsphase des 
„Arabischen Frühlings“. 
Die Revolutionen in Tune-
sien, Syrien, Ägypten usw. 
begeisterten weltweit Mil-
lionen Muslime, egal ob 
Shia oder Sunni. Mangels 

bewusster revolutionärer 
Führung wurden sie jedoch 
einerseits brutal nieder-
geschlagen, andererseits 
von fundamentalistischen 
Kräften übernommen, bei-
des mit Unterstützung des 
Westens. Eine erfolgreiche 
soziale Revolution in ei-
nem der Länder hätte nicht 
nur den Fundamentalis-
mus in der ganzen Region 
zurückgedrängt. Sie wäre 
auch ein fortschrittliches 
Leuchtfeuer der Hoffnung 
für Muslime weltweit.

Um die Einheit von Ar-
beiterInnen herzustellen 
und rechter und religiöser 
Ideologie entgegenzuwir-
ken, braucht es ein Pro-
gramm, das den gemeinsa-
men Kampf von Menschen 
verschiedenster religiöser 
Einstellungen nach vorne 
stellt. Statt Terror-Gene-
ralverdacht braucht es z.B. 
Ausbau der öffentlichen 
Bildungs- und Kinderbe-
treuungseinrichtungen, 
Schaffung von Arbeitsplät-
zen durch die öffentliche 
Hand und gleiche Rechte 
für alle. Und die Unterstüt-
zung von Linken und Ar-
beiterInnen im arabischen 
Raum, um eine Alternative 
zu Fundamentalismus und 
Imperialismus aufzubau-
en.			           	
		  Christoph Glanninger

Die rassistische Hetze der FPÖ und der Sozialabbau
der Regierung treiben Muslime in die Arme des IS!



15Nr. 232 | 10.2014

In Sri Lanka tritt die 
United Socialist Par-
ty (USP) seit vielen Jah-
ren für die Rechte der 
unterdrückten Tami-
lInnen ein. Dabei wird 
sie vom immer dikta-
torischeren singhalesi-
schen Staat angegriffen. 
Vor kurzem wurde eine 
Motorrad-Demonstrati-
on brutal von buddhis-
tischen Mönchen der 
dem Staat nahestehen-

den BBS attackiert. Es 
gibt Verletzte und be-
trächtlichen Schaden.

Daher die Bitte an unse-
re LeserInnen: spendet 
großzügig! Die Spitals-
kosten der Verletzten 
betragen 77.-, die Re-
paratur des zerstörten 
Tuk-Tuk (dreirädiges 
Motorgefährt) kostet 
111.- Jede Spende hilft!

Spenden bitte mit dem Ver-
wendungszweck: Sri Lanka 
USP auf dieses Konto:
IBAN: AT25600000000 
8812733
BIC: OPSKATWW

Aus der SLP

NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Donnerstag, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria Utopia’ 
15., Preysinggasse 26-28 
(Nähe U3 Schweglerstraße) 

SLP Wien-Nord 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
in der ‘Bäckerei Sesam’ 
20., Wallensteinstr. / Treustraße 
(Nähe U4 Friedensbrücke)

SLP Wien-Mitte 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im ‘Kebab-Haus’ 
4,; Operngasse 26 
(Nähe U1/U2/U4 Karlsplatz)

 
Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Alle Konsum- und Mas-
sensteuern abschaffen! 

Rund die Hälfte der 
Steuereinnahmen stam-
men aus Verbrauchs-
steuern, darunter Um-
satz-, Tabak- und Mine-
ralölsteuer. Die Besteu-

erung von Konsum ist 
extrem unsozial, da der 
zu zahlende Betrag für al-
le gleich hoch ist – unab-
hängig vom Einkommen. 
Berechnungen wie z.B. 
von respekt.net gehen 
daher auch davon aus, 
dass Konsumsteuern bis 
zu 34  % des verfügbaren 
Einkommens auffressen 
können. Nun wird Kons-
umsteuern oft ein „Len-
kungseffekt“ angedich-
tet. Menschen würden 

z.B. gesünder leben, wenn 
Rauchen höher besteu-
ert wird. Doch der größ-
te Teil des Konsums ist 
selbst für sehr genügsame 
Menschen unverzichtbar. 
Für Wohnen z.B. gilt eine 
Umsatzsteuer von 10  %. 

Aufs Auto sind viele ange-
wiesen, und Rauchen ist 
ungesund, aber eben auch 
eine Sucht. Durch eine 
höhere Besteuerung von 
z.B. Tabak oder Benzin 
wird aufgrund der Mas-
se der Zahlenden zwar 
mehr Steuer eingenom-
men, aber an den Grün-
den, warum Menschen 
Autofahren (müssen) oder 
süchtig sind ändert sich 
nichts und damit gibt es 
auch keinen Lenkungs-

effekt. Ein Verzicht aufs 
Auto wird erwiesener-
maßen durch niedrige-
re Öffipreise, nicht durch 
höhere Benzinpreise er-
reicht.

Der Kampf für ei-
ne Steuerreform löst die 
Ausbeutung im Kapitalis-
mus nicht, kann aber Be-
wusstsein schaffen und 
Verbesserungen für die 
ArbeiterInnenklasse er-
reichen. Eine „soziale“ 
Steuerreform muss das 
Thema Verbrauchssteuern 
offensiv aufgreifen. Eine 
starke Progression (hö-
here Steuersätze für hö-
here Einkommen) bei der 
Einkommensbesteuerung 
ist notwendig, reicht aber 
nicht, da das System der 
Massensteuern eine mas-
sive Umverteilung von 
unten nach oben bedeu-
tet. Die SLP fordert daher 
die komplette Abschaf-
fung alle Konsumsteuern!

SLP-Programm genau erklärt:

Massensteuern bedeuten Umver-
teilung von unten nach oben.

Vor einigen Jahren hatte 
ich aufgehört Zeitungen 
zu lesen, da mich der Blick 
in unsere Welt schon de-
pressiv machte. Das poli-
tische Geschehen kommt 
einem vor wie eine große 
Verschwörung. Man fühlt 
sich absolut hilflos, ge-
paart mit einer Hoffnung, 
dass sicher irgendwie bald 
alles besser wird. Seit-
dem ich mich mit Mar-
xismus beschäftige, und 
dadurch auf die SLP ge-
stoßen bin, habe ich ge-

lernt, Vorgänge in Politik 
und Wirtschaft zu verste-
hen. Die SLP gab mir wie-
der Perspektiven für die 
Zukunft, indem sie auf-
zeigt, wie man als klei-
ner Teil der großen Mas-
se etwas gegen die Herr-
schenden unternehmen 
kann. Was mir unter an-
derem an der SLP sehr gut 
gefällt, ist die internatio-
nale Zusammenarbeit mit 
den anderen Sektionen 
auf der ganzen Welt. Au-
ßerdem gefällt mir, dass 

jede und jeder bei Diskus-
sionen ihren bzw. seinen 
geistigen Beitrag leisten 
kann und auch soll. Bei 
diesen wird in klarem, 
einfachen Deutsch kom-
muniziert, was es Leuten 
wie mir, die nicht von der 
Universität, sondern aus 
der Fabrik kommen, er-
möglicht, den Diskussio-
nen zu folgen und daran 
teilzuhaben.

Thomas Hauer,
 31 Jahre, Industriearbeiter 

aus Niederösterreich

Darum bin ich bei der SLP

Sri Lanka: Spendet für die USP -
gegen die Unterdrückung
der TamilInnen

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Die linke deutsche Tageszeitung „Junge Welt“ berichtete 
über das diesjährige Volksstimmefest. Dabei erwähn-
te sie auch die Arbeit der SLP gegen den 12-Stunden-
tag und interviewte SLP-Aktivistin Sonja Grusch. Am 
Fest selbst verkauften wir trotz miesem Wetter über 100 
VORWÄRTS und sammelten 160 Unterschriften gegen 
den 12-Stundentag. Eine Bilanz, die sich sehen lassen 
kann!

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Die Lage im Nahen und Mitt-
leren Osten streben einem 
neuen Höhepunkt entge-
gen. Neben dem brutalen 
Bürgerkrieg in Syrien ist die 
größte unmittelbare Gefahr 
in Syrien, Kurdistan und 
dem Irak der IS. Als Konse-
quenz von Terror und Mas-
sakern sind Hunderttau-
sende auf der Flucht, vor al-
lem in die Türkei und den 
Libanon, nur wenige schaf-
fen es auch weiter nach Eu-
ropa. Doch die EU will auf 
diese Flüchtlinge nicht vor-
bereitet sein. Die Regierun-
gen reagieren dilettantisch 
auf die neuen Herausfor-
derungen: Haben sie doch 
vorher mitgeholfen, gegen 
MigrantInnen zu hetzen 
und sie zu kriminalisieren, 
wollen sie auch jetzt nicht 
für sie zuständig sein und 

verstecken sich hinter ihrer 
Untätigkeit.

Nötig ist die Einbindung 
der Menschen und Ge-
meinden in die Entschei-
dungen bei gleichzeitiger 
Lösung sozialer Probleme 
wie Arbeitslosigkeit und 
Wohnungsnot. Außerdem 
muss die Unterbringung 
von Flüchtlingen in von der 
öffentlichen Hand betrie-
benen Einrichtungen und 
Unterstützung durch qua-
lifiziertes Personal gewähr-
leistet werden. Die Vergabe 
von veralteten Unterkünf-
ten zur Geldmacherei Pri-
vater muss ein Ende haben. 
Finanziert kann dies u.a. 
durch die Enteignung je-
ner Unternehmen werden, 
die durch Geschäfte mit IS 
(Waffen, Erdöl etc.) Profite 
machen.	 Clemens Wiesinger

Flüchtlinge: Helfen statt Hetzen!
Weiter gegen die AbtreibungsgegnerInnen...

Eine der größten humanitären Krisen seit 1945 braucht 
klare Lösungen – keine halbherzigen Versuche.


